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Entdecken Sie jetzt Ihre Karriereperspektiven!

Die Datenzentrale Baden-Württemberg (DZBW) zählt zu den bundesweit führenden Software- und Beratungshäusern für den 
Public Sector mit Schwerpunkt Kommunen und bietet eine breite Produktpalette für nahezu alle Aufgabenbereiche öffentlicher 
Verwaltungen. Wir stehen für hoch integrative, prozessoptimierende IT-Lösungen mit neuester Technik und Funktionalität.

Als größter SAP-Partner im Public Sector qualifiziert die DZBW kontinuierlich Mitarbeiter aus Technik, Beratung und Vertrieb 
für die SAP-Lösungen.

Motivation, Lernbereitschaft und Flexibilität machen bei uns Karriere. Bei uns finden Sie was Sie suchen – 
eine zeitgemäße Arbeitskultur und viel Platz für Persönlichkeit in den Tätigkeitsfeldern

•	 Beratung
•	 Qualitätssicherung
•	 Entwicklung
•	 Systempflege

Werden auch Sie Teil unserer Erfolgsgeschichte. Ob Direkteinstieg, Traineeprogramm oder Ausbildung: Entscheiden Sie sich 
für eine Karriere bei der DZBW (www.dzbw.de)

Wir freuen uns auf Sie!

Datenzentrale Baden-Württemberg
Krailenshaldenstraße 44  
70469 Stuttgart
bewerbung@dzbw.de

www.dzbw.de weitere Infos 

Software, 
die verbindet
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in den letzten Monaten hat sich einiges an der Hochschule Ludwigsburg ereignet. 

Durch Beschlüsse des Hochschulrats und des Senats im Januar 2015 wurde die 

Amtszeit der Rektorin Dr. Claudia Stöckle vorzeitig beendet und damit der Weg 

für einen Neuanfang auf der Leitungsebene frei gemacht. Die Rektorenstelle ist 

inzwischen öffentlich ausgeschrieben und das Besetzungsverfahren läuft.

Im Februar 2015 wurden vom Senat zwei neue Prorektoren gewählt: Frau Prof. 

Margarete Berndt (Fakultät II) für Studium und Lehre, Herr Prof. Dr. Gerald 

Sander (Fakultät I) für Forschung und Auslandsbeziehungen; letzterer ist auch 

verantwortlich für die Beziehungen zum Rechenzentrum, das seit Ende 2013 mit 

dem Rechenzentrum der benachbarten PH fusioniert ist.

Ich selbst, Hartmut Melenk, wurde von Frau Wissenschaftsministerin Bauer im 

Dezember 2014 gebeten, kommissarisch die Leitung der Hochschule Ludwigsburg 

zu übernehmen, zunächst für die ersten drei Monate des Jahres 2015, dann 

bis zum möglichst baldigen Amtsantritt einer neuen Rektorin oder eines neuen 

Rektors. Ich bin seit einigen Jahren im Ruhestand, war zuvor lange Jahre 

Rektor der PH Ludwigsburg und war 2014 auch Mitglied der Kommission, die 

einen Ausweg aus der Führungskrise der Hochschule Ludwigsburg vorschlagen 

sollte. Ich wurde von Anfang an freundlich aufgenommen und fand eine gut 

organisierte, leistungsfähige Hochschule vor, die die noch spürbaren Spannungen 

aus eigener Kraft in den Griff bekommen wird.

Eines der Flaggschiffe der Hochschule, der Masterstudiengang Public 

Management, ist jüngst ohne Auflagen reakkreditiert worden – ein Zeichen 

dafür, dass die Hochschule auf den Weg des Erfolges zurückgekehrt ist.

Ihr

Prof. Dr. Hartmut Melenk

kommissarischer Rektor

Vorwort
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Liebe Leserinnen und Leser,

Prof. Dr. Hartmut Melenk
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Liebe Absolventinnen,  
liebe Absolventen, 

Rede von Herrn 
Innenminister Reinhold 

Gall, MdL, anlässlich 
der Bachelorfeier für 
die Studierenden des 

Studiengangs Gehobener 
Verwaltungsdienst –  

Public Management am 
28. Februar 2015  

(gekürzte Fassung).

ich freue mich sehr, dass ich nach meinem 
Besuch am 22. Januar an der Hochschule 
Ludwigsburg wieder bei Ihnen sein darf. 
Im Januar war ich im Rahmen des Vertie-
fungsbereichs „Führung im öffentlichen 
Sektor“ eingeladen, einen einführenden 
Vortrag über aktuelle innenpolitische The-
men zu halten. Wir hatten eine angereg-
te und aus meiner Sicht für beide Seiten 
bereichernde Diskussion. Ich fand die Ver-
anstaltung sehr gelungen und hoffe, dass 
diejenigen, die dabei waren, dies ebenso 
empfunden haben. 

Ich bin auch heute gerne gekommen, weil 
mir die Ausbildung für den gehobenen 
Verwaltungsdienst ein echtes, ein wichti-
ges Anliegen ist. Ich sage das aus Über-
zeugung auf Grund meiner Erfahrungen 
mit Personen, die diese Ausbildung durch-
laufen haben. Egal ob es sich dabei um 
Abgeordnetenkolleginnen und -kollegen, 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, 
Beamtinnen und Beamte in meinem Mi-
nisterium oder anderen Verwaltungen 
handelt, sie alle eint eine große Kompe-
tenz, sowohl in rechtlichen Fragen, als 
auch in Fragen der praktischen Umset-
zung im Verwaltungsalltag.

Auch wenn es inzwischen verschiedene 
Möglichkeiten gibt, eine Laufbahnbefä-
higung für den gehobenen Verwaltungs-
dienst zu erwerben, bin ich der Meinung, 
dass der von Ihnen, liebe Absolventinnen 
und Absolventen, gewählte, klassische 
Weg über einen Vorbereitungsdienst bes-
tens geeignet ist, auf das spätere Berufs-
leben vorzubereiten. Er ist fundiert, breit 
angelegt und praxisorientiert und stellt 
damit die Grundpfeiler für den berufli-
chen Erfolg. Viele Behördenchefs werden 
mir zustimmen, dass Absolventinnen und 
Absolventen der Verwaltungshochschu-

len Ludwigsburg und Kehl für sie die erste 
Wahl sind.

Meine Damen und Herren, die Turbu-
lenzen der letzten Monate an der Hoch-
schule Ludwigsburg sind niemandem 
verborgen geblieben. Genug war über 
die Hochschule in den Medien zu hören 
und zu lesen. Damit ist in der breiten Öf-
fentlichkeit zum Teil leider ein Bild von 
der Hochschule entstanden, das ihr nicht 
gerecht wird. Ich darf der Hochschule an 
dieser Stelle wünschen, dass sie bald wie-
der in ruhigeres Fahrwasser kommt und 
nur noch für das steht, wofür sie bekannt 
ist: Als Kaderschmiede der Verwaltung.

Den Ruf als Kaderschmiede der Verwal-
tung haben sich die beiden Hochschulen 
Ludwigsburg und Kehl vor allem wegen 
der Ausbildung für den gehobenen Ver-
waltungsdienst erworben. Dies kommt 
nicht von ungefähr. In den Kommunen 
sind die Führungspositionen überwiegend 
in der Hand von Absolventinnen und Ab-
solventen dieser Ausbildung. Im staatli-
chen Bereich findet man sie vor allem in 
der mittleren Führungsebene sowie in 
vielfältigen, wichtigen Bereichen. Dane-
ben hat die Ausbildung aber auch her-
ausragende Persönlichkeiten in Politik und 
Verwaltung hervorgebracht. Wie Sie be-
stimmt alle wissen, war sie auch für zwei 
ehemalige Ministerpräsidenten unseres 
Landes eine solide Grundlage.

Liebe Absolventinnen, liebe Absolventen, 
mir ist schon klar, dass solche Karrieren 
nicht alltäglich sind und dafür manches 
zusammenkommen muss. Ich möchte 
Ihnen mit diesen Beispielen nur vor Au-
gen führen: Mit Ihrer Ausbildung können 
Sie beruflich Karriere machen. Der Erfolg 
wird Ihnen freilich nicht einfach so in den 
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Schoss fallen. In der öffentlichen Verwal-
tung ist es nicht anders als in der Privat-
wirtschaft. Ein berufliches Fortkommen 
ist nur möglich, wenn der entsprechende 
Wille hierzu, ein hohes Maß an Engage-
ment und die Bereitschaft vorhanden ist, 
Verantwortung zu übernehmen sowie 
sich weiterzubilden. Ich möchte Sie, liebe 
Absolventinnen und Absolventen, heute 
hierzu ermuntern. Machen Sie gleich bei 
Ihrem Berufseinstieg Pläne für Ihr beruf-
liches Weiterkommen und verfolgen Sie 
diese zielstrebig. Scheuen Sie sich auch 
nicht, für ein Wahlamt zu kandidieren. 
Dazu darf ich besonders die Frauen unter 
Ihnen aufrufen. Unsere Gesellschaft ver-
langt nach mehr Frauen in Führungsfunk-
tionen!

Verehrte Damen und Herren, die Pers-
pektiven für den Berufseinstieg und das 
berufliche Weiterkommen waren für Ab-
solventinnen und Absolventen der Aus-
bildung für den gehobenen Verwaltungs-
dienst selten so günstig wie gegenwärtig. 
Die meisten, deren erfolgreichen Studien-
abschluss wir heute feiern, haben bereits 
eine Stelle. Sie können nahtlos in ihr Be-
rufsleben wechseln. Dies ist nicht selbst-
verständlich. Trotz demographischen 
Wandels und Fachkräftemangels müssen 
sich junge Menschen nach einem Bache-
lorstudium in bestimmten Studienfächern 
zunächst mit Praktika begnügen oder sie 
studieren weiter.

Ganz anders ist es beim Studiengang 
„Gehobener Verwaltungsdienst“. Was 
ihn jedoch besonders macht, sind seine 
Markenzeichen: seine enge Verzahnung 
von Theorie und Praxis und sein generalis-
tischer Ansatz. Beides ist für die künftigen 
Dienstherren wichtig. Beides zusammen 
gewährleistet, dass Absolventinnen und 

Absolventen direkt im Anschluss an die 
Ausbildung auf allen Verwaltungsebenen 
und in den unterschiedlichsten Tätigkeits-
bereichen eingesetzt werden können.

Nicht ohne Stolz kann ich feststellen, dass 
es uns bis heute gelungen ist, durch kon-
tinuierliche Anpassungen die Ausbildung 
praxisgerecht, aktuell und qualitativ hoch-
wertig zu halten. Garant dafür war und 
ist nicht zuletzt ein ständiger und kons-
truktiver Austausch zwischen Innenminis-
terium, kommunalen Landesverbänden, 

den Hochschulen Ludwigsburg und Kehl 
sowie anderen Akteuren. Diesen bewähr-
ten Weg wollen wir weiter gehen. Inso-
fern möchte ich diejenigen unter Ihnen 
zitieren, die mir im Januar gesagt haben: 
Lassen wir die Turbulenzen hinter uns 
und blicken wir nach vorne. Dies kann ich 
nur unterstützen. So habe ich auch kei-
ne Zweifel daran, dass noch viele künfti-
ge Generationen von gut ausgebildeten 
Regierungsinspektoranwärterinnen und 
-anwärtern die Hochschulen Ludwigsburg 
und Kehl verlassen werden.
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Liebe Absolventinnen,  
liebe Absolventen, 

finden Sie nicht auch, dass es besser ist, in 
spannenden Zeiten zu leben, als in lang-
weiligen? In Zeiten, in denen sich etwas 
bewegt? Dies sind Phasen, in denen wir 
spüren, dass wir leben. Denn Leben ist 
Bewegung, Leben ist Reibung. Wo Men-
schen sich einsetzen für Dinge, die ihnen 
am Herzen liegen, da schlägt der Puls. Das 
ist das Gegenteil von Grabesstille. Oft ge-
hen Turbulenzen mit Sorgen und Befürch-
tungen einher. Und mit Angst. So wie in 
der alten Geschichte, in der ein alter, wei-
ser Mann unter einem Baum saß, als der 
Seuchengott des Weges kam. Der Weise 
fragte ihn: „Wo gehst Du hin?“ Und der 
Seuchengott antwortete ihm: „Ich gehe 
in die Stadt und werde dort hundert Men-
schen töten.“ Einige Monate später kam 
der Dämon auf der Rückreise wieder bei 
dem alten Weisen vorbei. Der Weise hielt 
ihn auf und sprach zu ihm: „Du sagtest 

mir, dass Du hundert Menschen töten 
wolltest. Reisende aber haben mir berich-
tet, es wären zehntausend geworden.“ 
Der Seuchengott gab zur Antwort: „Ich 
tötete nur hundert. Die anderen hat die 
Angst umgebracht.“

Angst, liebe Absolventinnen und Absol-
venten, sehr geehrte Damen und Herren, 
ist ein zweischneidiges Schwert. Auf der 
einen Seite bewahrt sie uns davor, uns 
in Situationen zu begeben, in denen wir 
Schaden nehmen könnten – psychisch 
oder physisch. Damit ist sie überlebens-
notwendig. Sie tritt auf, wenn wir uns an 
Herausforderungen wagen, denen wir uns 
zuvor so noch nie gestellt haben. In diesem 
Sinne zeigt sie uns das Tor zu Mehr und 
wir sollten stolz darauf sein, sie zu spüren, 
weil wir unsere Komfortzone verlassen 
und etwas wagen. Auf der anderen Seite 
macht zu viel Angst uns zaudernd und zö-
gerlich. Sie lässt uns Chancen verpassen, 
die wir besser hätten nutzen sollen. Oder 
sie zwingt uns in faule Kompromisse oder 
zu Zugeständnissen an falsche Gefährten 
oder Konstellationen. Im schlimmsten Fall 
führt sie dazu, dass wir unser Leben als ei-
nen blassen Abglanz der Person leben, die 
wir hätten sein können und rückblickend 
all das bereuen müssen, was wir nicht ge-
worden sind. Organisationen zwingt zu 
viel Angst in Erstarrung, Duckmäusertum 
und Dienst nach Vorschrift. Ist es daher 
nicht viel besser, wenn wir uns der Angst 
mutig stellen, sie beherrschen, anstatt uns 
durch sie beherrschen zu lassen und sie 
klug als Entwicklungshelferin nutzen?

So wie die Kerze, als das Zündholz zu ihr 
sagte: „Ich habe den Auftrag, Dich anzu-
zünden.“ „Nein, nein“, wehrte sich die 
Kerze, „wenn ich brenne, sind meine Tage 
gezählt. Niemand mehr wird meine Schön-
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heit bewundern und die Ornamente sehen, 
die der Künstler mit so viel Liebe aufgesetzt 
hat.“ „Aber willst Du für immer kalt und 
hart bleiben, ohne zuvor gelebt zu haben?“ 
„Brennen tut weh und zehrt an meinen 
Kräften.“ „Das ist doch das Geheimnis 
unserer Berufung“, meinte das Zündholz. 
„Wir sind berufen, Licht zu machen und 
Licht zu sein. Zünde ich Dich nicht an, so 
verpasse ich den Sinn meines Lebens. Ich 
bin da, um Feuer zu entfachen. Du bist eine 
Kerze, sollst für andere leuchten und Wär-
me schenken. Alles, was Du an Kraft, An-
strengung und auch Schmerz hingibst, wird 
verwandelt in Licht“. Die Kerze schwieg be-
troffen. Dann – nach langem Nachdenken 
– bat sie: „Bitte, zünde mich an!“

Liebe Absolventinnen und Absolventen, in 
Ihrer Zeit an dieser Hochschule waren Sie 
umgeben von vielen Zündhölzern. Professo-
ren und Lehrbeauftragte haben Sie mit viel 
Engagement und Kreativität in ihren Fach-
gebieten mit Kompetenz und Wissen ausge-
stattet. Sie alle wissen, dass jeder und jede 
von uns dabei das, was er oder sie gerade 
lehrt, für das Wichtigste hält – vielleicht ha-
ben Sie darüber manchmal gestöhnt. Aber 
das ist gut so, denn nur so kann man mit 
„ heißem Herzen“ ein gutes Zündholz sein! 
Allen Lehrenden gilt an dieser Stelle mein 
Dank für ihren Einsatz und ihr Engagement.

Das Studienmanagement hat dafür ge-
sorgt, dass jedes Angebot am richtigen 
Platz, zur richtigen Zeit und in der ent-
sprechenden Qualität für Sie zur Verfü-
gung stand. Dafür sei an dieser Stelle der 
verantwortlichen Studiendekanin, Frau 
Prof. Dr. Schenk, und dem Fakultätssekre-
tariat ausdrücklich gedankt.

Die Verwaltung hat sie mit der notwen-
digen Infrastruktur versorgt. Studienbüro, 

Prüfungsamt, Bibliothek, Rechenzentrum 
bis hin zum Hausmeister müssen als gut 
geöltes Getriebe ineinander greifen, da-
mit Sie eine funktionierende Hochschule 
vorfinden. Und auch diese Feier heute 
ist das Ergebnis einer funktionierenden 
Hochschulverwaltung. Stellvertretend für 
alle, die tagtäglich mit großem Engage-
ment für Sie arbeiten, danke ich an dieser 
Stelle ganz besonders unserer Kanzlerin, 
Frau Dunkel, für ihren unermüdlichen Ein-
satz und – mit Blick auf die Ausrichtung 
des heutigen Nachmittags – Frau Stein-
brenner, die in bewährt besonnener und 
zuverlässiger Weise sicher gestellt hat, 
dass wir hier zusammen sein können.

Dass es uns gelungen ist, die uns anver-
trauten Kerzen anzuzünden, zeigen Ihre 
Ergebnisse. Von insgesamt 211 Studien-
anfängern haben 192 das Studium erfolg-
reich abgeschlossen. Der Gesamtdurch-
schnitt der Abschlüsse liegt bei der Note 
2,2. Darauf können Sie, liebe Absolven-
tinnen und Absolventen, zu Recht stolz 
sein und dazu gratuliere ich Ihnen ganz 
herzlich.

Liebe Absolventinnen und Absolventen, 
ich wünsche mir und Ihnen, dass Sie mu-
tig und klug, kenntnisreich und bedacht in 
Ihrem Wirkungsfeld unsere – ohne Zweifel 
heute schon sehr gute – öffentliche Ver-
waltung Tag für Tag noch ein wenig bes-
ser machen, noch leistungsfähiger und 
moderner. Ich wünsche mir, dass Sie Ihr 
Licht in die Organisationen tragen und da-
durch mithelfen, dass unsere Verwaltung 
zukunftsfähig bleibt und mit den kom-
plexen Veränderungen der heutigen Zeit 
Schritt halten kann.

Und ich wünsche Ihnen Menschen an 
Ihrer Seite – Kollegen, Vorgesetzte, Men-

toren und Ratgeber –, die Sie fordern 
und fördern, die Ihnen Perspektiven er-
öffnen und Sie vor Gefahren warnen. 
Die als neue Zündholzer auf Ihrem Weg 
dazu beitragen, dass Sie als gerade und 
klare Menschen Ihren beruflichen Weg 
gehen, wachsen und sich entfalten kön-
nen, damit jeder und jede von Ihnen das 
zum Scheinen bringen kann, was in Ihnen 
steckt. Ich wünsche Ihnen alles Gute und 
freue mich, wenn Sie unserer Hochschule 
verbunden bleiben.

Rede von Frau Dekanin 
Prof. Dr. Claudia Schneider 
anlässlich der Bachelorfeier 

für die Studierenden des 
Studiengangs Gehobener 

Verwaltungsdienst – Public 
Management am 28. 

Februar 2015 (gekürzte  
Fassung).
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Werner Spec, Oberbürgermeister  
der Stadt Ludwigsburg, im Gespräch

grund der thematischen Nähe für uns von 

besonderer Bedeutung. Als eine der Vor-

reiterstädte der nachhaltigen Stadtent-

wicklung in Deutschland bringen wir viele 

Erfahrungen in die Hochschule ein, eigene 

Erfahrungen aus dem nationalen und in-

ternationalen Austausch. Wir freuen uns 

über die Kooperation. Über einen Ausbau 

der Aktivitäten der Hochschule auf den 

Schlüsselfeldern der Nachhaltigkeit im 

ökonomischen, sozialen und ökologischen 

Bereich würden wir uns freuen. Zumal der 

Aspekt der generationengerechten Finan-

zen mit Blick auf die Schuldenbremse zu-

nehmende Bedeutung gewinnen wird.

Die Anzahl der Studenten in Lud-
wigsburg nimmt immer mehr zu, 
wie gehen Sie mit dieser steigen-
den Tendenz um? 

Wir freuen uns natürlich und werden die 

verfügbaren Studentenwohnungen spür-

bar ausbauen. Hier gibt es noch einigen 

Handlungsbedarf.

Die Stadt Ludwigsburg wirbt mit 
der Aktion „Heimvorteil“ um die 
Anmeldung des Erstwohnsitzes. 
Würden Sie uns die Aktion kurz 
erläutern und daraus entstehen-
de Vorteile für die Studierenden 
nennen. 

Heimvorteil Ludwigsburg ist eine langfris-

tige Kampagne der Stadt Ludwigsburg 

in Kooperation mit den Hochschulen PH 

Ludwigsburg, der Hochschule für öffent-

Herr Oberbürgermeister Spec, 
bitte schildern Sie uns kurz Ihren 
beruflichen Werdegang.

Ich bin Diplom-Verwaltungswirt (FH) und 

seit 2003 Oberbürgermeister der Stadt Lud-

wigsburg mit 91.000 Einwohnern. Davor 

war ich Stadtkämmerer und zugleich Lei-

ter der Stadtwerke bzw. Eigenbetriebe bis 

1992 in Sigmaringen und bis 1996 in Ulm 

sowie 1996 bis 1998 Finanzbürgermeister 

und 1999 bis 2003 Oberbürgermeister in 

Calw. Meine Arbeitsschwerpunkte sind 

der Gesamtkomplex Nachhaltige Stadtent-

wicklung, Generationengerechte Finanzen, 

Wirtschaftsförderung, Kultur, Energie- und 

Wohnungswirtschaft.

An welche Ereignisse in Ihrer 
Studienzeit denken Sie besonders 
gerne zurück?

An die gemeinsame Unternehmungen mit 

den anderen Studierenden. Es war eine 

schöne und interessante Lebensphase. 

Das Studium war eine tolle Grundlage für 

die spätere Berufsphase.

Welche Bedeutung hat die Hoch-
schule für öffentliche Verwaltung 
und Finanzen für die Stadt Lud-
wigsburg?

Ludwigsburg ist mit insgesamt fünf Hoch-

schulen und 9.000 Studenten eine der 

wichtigsten Hochschulstädte der Region 

und im Land. Die Hochschule für öffent-

liche Verwaltung und Finanzen ist auf-

liche Verwaltung und Finanzen Ludwigs-

burg, der Evangelischen Hochschule und 

der Akademie für Darstellende Kunst 

Baden-Württemberg. Alle Studenten, die 

in Ludwigsburg mit Hauptwohnsitz ge-

meldet sind und in Ludwigsburg studie-

ren, kommen in den Genuss der Vorteile 

und erhalten Rabatte von aktuell 100 Vor-

teilsgebern in 115 Filialen. Die zahlreichen 

Unternehmen und Einrichtungen aus ver-

schiedenen Bereichen gewähren exklusive 

Vergünstigungen. Der persönliche Heim-

vorteil-Ausweis, die Vorteilskarte „Stu-

dents“, wird dem Student direkt nach der 

Hauptwohnsitz-Anmeldung kostenlos per 

Post zugestellt. Die Liste der Vorteilgeber 

mit den Vergünstigungen kann auf der 

Homepage der Stadt Ludwigsburg unter 

www.ludwigsburg.de abgerufen werden.

Die Stadt Ludwigsburg ist durch 
ihre vielen historischen Sehens-
würdigkeiten ein Anlaufpunkt für 
Menschen aus aller Welt. Was 
macht die Stadt für Sie persönlich 
attraktiv?

Das barocke Stadtbild mit Schloss und 

Blühendem Barock und vor allem die mo-

derne Stadt in der klassischen Backstein-

Kasernenarchitektur, viel Kultur, tolle Gas-

tronomie; ein besonderer Freizeitgenuss!

An der HVF gibt es Kurse zur 
Steigerung der interkulturellen 
Kompetenzen der Studierenden. 
Wie erfolgt Integration bei der 
Stadt Ludwigsburg?

Studierende im Gespräch
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Das Interview führte das Fachprojekt  

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit.

Bei der Stadt Ludwigsburg gibt es ein Büro 

für Integration und Migration, das sich 

intensiv mit Aufgaben der Integration be-

schäftigt. Als Beteiligungsmöglichkeit für 

Menschen mit Migrationshintergrund gibt 

es den Integrationsbeirat, der eine sehr 

gute Arbeit leistet. Im Rahmen unserer 

Zukunftskonferenz wurde das Thema an 

verschiedenen Thementischen behandelt: 

Willkommenskultur, Willkommenskultur 

und Flüchtlinge, KiFa-Mentorinnen (Kinder- 

und Familienbildung) und Zusammenleben 

von Nationen und Generationen. Immer 

mit dabei das Thema „interkulturelle Kom-

petenz“. Sei es beim gewünschten Welco-

mecenter oder beim höheren Anteil von 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit Mi-

grationshintergrund oder der einfacheren 

Sprache bei Briefen, Formularen usw. Punk-

tuell gibt es auch eine Zusammenarbeit der 

Beauftragten für Integration mit der HVF.

Auf der Homepage der Stadt Lud-
wigsburg sind wir auf das Bürger-
beteiligungsportal „Frag den OB“ 
gestoßen. Erläutern Sie uns bitte 
kurz, wobei es hierbei geht. 

„Frag den OB“ ist ein Serviceangebot 

auf unserer städtischen Homepage. Es 

ermöglicht den direkten Kontakt zu mir 

im Internet auf www.frag-den-ob.lud-

wigsburg.de. Das Angebot richtet sich an 

alle Einwohnerinnen und Einwohner der 

Stadt, jeder kann Fragen zu Ludwigsburg 

stellen und über die Fragen abstimmen, 

die andere gestellt haben. Einmal pro Wo-

che wird die Frage ermittelt, die das größ-

te Interesse der Nutzer auf sich gezogen 

hat – und dann von mir beantwortet. Um 

welche Fragen es sich auch handelt, seien 

es z.B. Fragen zu Bauprojekten, Veranstal-

tungen oder städtischen Entwicklungen: 

Das Ziel von „Frag den OB“ ist, möglichst 

viele unterschiedliche Themen zu behan-

deln. Ich bin immer wieder aufs Neue ge-

spannt auf die Fragen und ich freue mich 

über den direkten Austausch.

Wie ist die Resonanz auf dieses 
Projekt?

Wir liegen gut, was das Interesse der Bür-

ger an dem Service betrifft: 70 Fragen und 

170 registrierte Teilnehmer in den ersten 

vierzehn Monaten sind ein Erfolg, mit der 

Resonanz sind wir zufrieden. Wir wollen das 

Angebot aber noch bekannter machen und 

mehr Bürger gewinnen, die an der Abstim-

mung teilnehmen – damit die Auswahl der 

Fragen noch repräsentativer ist. Zwischen 

den Nutzerinnen und Nutzern des Ange-

bots und mir hat sich ein Dialog entwickelt, 

in dem es darum geht, auch Hinweise aufzu-

greifen, um unser Verhalten als Stadtverwal-

tung in den Themengebieten zu überprü-

fen. Der Online-Dialog wird sich noch mehr 

ausweiten – wir haben schon mehr als 50 

Antworten auf die automatisch ausgewähl-

ten Top-Fragen gegeben, das Angebot wird 

deshalb auch gern angenommen.

Welche weiteren Möglichkeiten 
werden angeboten, um die Ver-
waltung der Stadt Ludwigsburg 
für die Bürger zugänglicher zu 
machen?

„Eine einzelne Frage kann mehr Einfluss 

haben als tausend Aussagen“, an diesem 

geflügelten Wort ist etwas dran. Deshalb 

ermuntere ich alle, sich mit ihren Fragen 

einzubringen – dafür gibt es schon lange 

meine Bürgersprechstunde im Rathaus. In 

Ludwigsburg haben wir viele Info- und Mit-

machveranstaltungen im Rahmen unseres 

Nachhaltigen Stadtentwicklungskonzepts, 

das wir schon mehr als 10 Jahre erfolgreich 

und mit großer Bürgerbeteiligung gemein-

sam mit dem Gemeinderat vorantreiben. 

Die Ludwigsburgerinnen und Ludwigsbur-

ger können dabei ihre Ideen und konkrete 

Vorschläge übermitteln und diskutieren, 

das geht natürlich auch online über unse-

re Bürgerbeteiligungsplattform „MeinLB“. 

Und für viele alltägliche Anliegen bieten 

wir seit drei Jahren auch Informationen und 

Antworten auf der städtischen Facebook-

Seite www.facebook.com/ludwigsburg, 

die mittlerweile mehr als 10.000 Fans hat.

Welche Entwicklung wünschen 
Sie sich für die Stadt Ludwigsburg 
in der Zukunft?

Ich würde mich freuen, wenn es gelingt, 

den erfolgreichen Weg der nachhalti-

gen Stadtentwicklung mit dem offensi-

ven Ausbau der Bildungsangebote, einer 

nachhaltigen Mobilität, der zukunftsori-

entierten Energieversorgung, moderner 

IT-Infrastruktur mit breiter Partizipation 

in der Bürgerschaft, sowohl in der engen 

Zusammenarbeit mit Wirtschaft und Wis-

senschaft fortzusetzen.
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Hochschulorgane und Leitungsstrukturen 
unter dem neuen LHG – Ein Überblick

Forum

lich Senat und Hochschulrat zu verzeich-
nen. Eine Stärkung des Senats ist inso-
weit erfolgt, als diesem nun ein echtes 
Mitentscheidungsrecht („Zustimmung“) 
hinsichtlich der Struktur- und Entwick-
lungspläne der Hochschule – bislang eine 
Domäne des Hochschulrats – eingeräumt 
ist (§ 19 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 LHG). Wenn-
gleich der Hochschulrat die Letztentschei-
dungskompetenz über die Struktur- und 
Entwicklungsplanung behält (§ 20 Abs. 1 
S. 4 Nr. 2 LHG), ist seine strategische Ver-
antwortung nunmehr insgesamt nur noch 
auf eine „Begleitung“ der Hochschule 
ausgerichtet (§ 20 Abs. 1 S. 1 LHG). 

Eine funktionale Aufwertung des Senats 
ist auch insoweit zu erkennen, als die-
ser nunmehr gleichberechtigt mit dem 
Hochschulrat am Verfahren von Wahl und 
Abwahl der Hochschulleitung mitwirkt 
(§ 18 Abs. 1 bis 3, 5 LHG). Vor allem das 
Verfahren der Wahl der Hochschulleitung 
ist gegenüber der früheren Regelung 
insofern modifiziert worden, als der Er-
nennungsvorschlag der hauptamtlichen 
Rektoratsmitglieder auf den Vorschlag 
einer gemeinsamen Findungskommission 
von Hochschulrat und Senat – mit pari-
tätischer Besetzung – zurückgehen muss 
und die Wahl nach Zustimmung des Wis-
senschaftsministeriums in einer gemein-
samen Sitzung beider Gremien mit der 
jeweiligen Mehrheit ihrer Mitglieder zu 
erfolgen hat (§ 18 Abs. 2 LHG). 

Für das Abwahlverfahren einzelner haupt-
amtlicher Rektoratsmitglieder – das LHG 
spricht insofern von vorzeitiger Amtsbe-
endigung – gilt nach § 18 Abs. 5 LHG 
ein gestuftes Einvernehmensverfahren 
zwischen Hochschulrat, Senat und Wis-
senschaftsministerium, die das LHG zu 
Beteiligten bestimmt. Das Antragsrecht 

Allerdings hängen 
Erfolg und Misserfolg 

zuvörderst von einer in der 
Hochschulpraxis gelebten 

„Kultur des Miteinanders“ 
der Hochschulorgane ab.

Prof. Dr. Arne Pautsch
 
Inhaber einer Professur für Öffent-
liches Recht und Kommunalwissen-
schaften an der HVF.

Am 9.4.2014 ist das am 27.3.2014 vom 
Landtag beschlossene neue Landeshoch-
schulgesetz (LHG) in Kraft getreten. Die 
Novelle stand im Zeichen einer Abkehr 
vom Leitbild der unternehmerischen 
Hochschule und sollte das Verhältnis und 
die Kompetenzen der Hochschulorgane 
und damit der inneren Leitungsstrukturen 
neu ausrichten. Ausweislich der Begrün-
dung war die erste Zielsetzung denn auch 
durch den Leitsatz „Neujustierung der 
Leitungsstrukturen: Klare Verantwortlich-
keiten – mehr Transparenz und Partizipati-
on“ geprägt. Die Neuordnung der inneren 
Hochschulverfassung wird in diesem Bei-
trag im Überblick erläutert und bewertet.

Die augenfälligste Änderung ist in der Ab-
schaffung der bisher überwiegend oberbe-
grifflich verwandten und der aktienrechtli-
chen Terminologie entlehnten Bezeichnung 
der zentralen und dezentralen Hochschulor-
gane als Vorstand (für die Hochschulleitung 
bzw. Fakultätsleitung) und Aufsichtsrat (für 
den Hochschulrat) zu sehen. Das neue LHG 
führt die gleichsam „klassischen“ – und ge-
wiss hochschuladäquateren – Begriffe Rek-
tor bzw. Rektorat und Dekan bzw. Dekanat 
wieder ein. Die maßgeblichen Bestimmun-
gen finden sich in § 15 Abs. 1 LHG für die 
zentrale sowie in § 15 Abs. 4 LHG für die 
dezentrale Ebene. Nach § 15 Abs. 2 S. 1 LHG 
kann durch die Grundordnung auch die Prä-
sidialverfassung eingeführt werden. Der 
Hochschulrat wird als solcher direkt benannt 
(§ 15 Abs. 1 Nr. 3 LHG). Diese Neuerung ist 
freilich insgesamt eher formaler Natur, da die 
Hochschulen auch bislang die „klassischen“ 
Bezeichnungen in der Grundordnung vor-
sehen konnten und hiervon ganz überwie-
gend auch Gebrauch gemacht haben.

Materielle Änderungen sind mit Blick auf 
die Hochschulorgane vor allem bezüg-
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auf vorzeitige Amtsbeendigung steht je-
dem der Beteiligten gleichermaßen zu (§ 
18 Abs. 5 S. 2 LHG). Ein Abwahlantrag gilt 
als angenommen, wenn die jeweils ande-
ren Beteiligten zustimmen, wobei es in 
den Hochschulorganen Hochschulrat und 
Senat jeweils einer Zweidrittelmehrheit 
der Mitglieder bedarf (§ 18 Abs. 5 S. 3, 
4 LHG).   

Überdies ist dem Senat – als Minderheiten-
recht ausgestaltet – gemäß § 19 Abs. 3 LHG 
gegenüber der Hochschulleitung ein ver-
bindliches Informationsrecht in allen eigenen 
Angelegenheiten eingeräumt, das mit einer 
Informationspflicht der Hochschulleitung 
korrespondiert. Der Senat hat mithin ein 
rechtsförmig ausgestaltetes Recht auf Aus-
kunftserteilung durch die Hochschulleitung.

Demgegenüber wird die Rolle des Hoch-
schulrats als zentrales strategisches Ent-
scheidungsorgan tendenziell zurückge-
führt, wie etwa die partielle Abänderung 
des Kompetenzkataloges nach § 20 Abs. 
1 Satz 4 Nr. 1 bis 16 LHG und insbesonde-
re die schon erwähnte Beschränkung sei-
ner strategischen Zuständigkeit in Fragen 
der Struktur- und Entwicklungsplanung 
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wirkens mit dem Wissenschaftsministe-
rium begründet. So kann zum einen das 
Wissenschaftsministerium seinerseits Stel-
lungnahmen des Hochschulrats zu strate-
gischen Fragen einholen; umgekehrt hat 
der Hochschulrat selbst die Befugnis, je-
derzeit gegenüber dem Wissenschaftsmi-
nisterium zu strategischen Angelegenhei-
ten der Hochschule Stellung zu nehmen. 
Ohne Rückkopplung insbesondere an den 
akademischen Senat kann dies zu Frikti-
onen führen, die die gerade hergestellte 
Balance zwischen den Hochschulorganen 
einseitig negativ beeinflussen kann.    
    
Der Status des Rektorats als Hochschul-
leitung und seiner Mitglieder – d.h. Rek-
torin/Rektor, Prorektorinnen/Prorektoren 
sowie Kanzlerin/Kanzler – ist unter dem 
neuen LHG weitgehend unverändert ge-
blieben. Insoweit verbleibt es insbesonde-
re auch dabei, dass die Geschäftsführung  
des Rektorats vom Hochschulrat beauf-
sichtigt wird (§ 20 Abs. 1 Satz 2 LHG). Als 
Neuerung bezüglich der Hochschulleitung 
ist indes hinzugekommen, dass nunmehr 
auch die Prorektorinnen und Prorektoren 
zu hauptamtlichen Mitgliedern des Rek-
torats bestellt und damit zu Beamten auf 
Zeit ernannt werden können (§ 28 Abs. 2, 
3 LHG). Sofern es bei der Nebenamtlich-
keit der Prorektorinnen und Prorektoren 
bleibt, bedürfen diese zu ihrer Bestellung 
nur noch der Wahl durch den Senat (§ 18 
Abs. 6 LHG).    

In der Gesamtschau bleibt festzuhalten, 
dass das neue LHG an der in der Vorgän-

gerregelung vorgefundenen Leitungs- 
und Aufgabenstruktur hinsichtlich der 
Hochschulorgane und ihres Zusammen-
wirkens trotz der dargestellten Änderun-
gen im Grundsatz festhält. Es verbleiben 
– gewissermaßen als Hauptexekutivorgan 
– eine mit umfangreichen Kompetenzen 
ausgestattete Hochschulleitung, daneben 
der Senat als – teilweise gestärktes – kol-
legiales Beschlussorgan in akademischen 
Angelegenheiten sowie – trotz partieller 
Schwächung – der Hochschulrat als stra-
tegisches Steuerungs- und Aufsichtsor-
gan. Die Neuerungen sind mit Blick auf 
die Hochschulorgane und die Leitungs-
strukturen somit überschaubar. Die ur-
sprünglich in Aussicht genommene wei-
tere Aufwertung insbesondere des Senats 
ist ausgeblieben. Man mag dies bedau-
ern. Allerdings hängen Erfolg und Misser-
folg – wie so oft – zuvörderst von einer in 
der Hochschulpraxis gelebten „Kultur des 
Miteinanders“ der Hochschulorgane ab. 
Dafür hat das neue LHG – bei aller Kritik 
im Detail – mit seiner „Neujustierung“ ei-
nen verbesserten Rahmen geliefert.

zeigen. Die Besetzung des Hochschulrats 
erfolgt nach Maßgabe von § 20 Abs. 3 
LHG nunmehr im Regelfall allein mit ex-
ternen Mitgliedern, wobei 40 v.H. Frauen 
sein müssen. Allerdings kann gemäß § 
20 Abs. 5 LHG durch die Grundordnung 
bestimmt werden, dass auch interne Mit-
glieder dem Hochschulrat angehören, so-
fern eine externe Mehrheit der Mitglieder 
sichergestellt bleibt. Für das Findungs-
verfahren der Hochschulratsmitglieder ist 
eine vereinfachte Regelung in § 20 Abs. 
4 LHG mit einer Findungskommission – 
bestehend aus Vertretern des Senats und 
des Wissenschaftsministeriums – vorge-
sehen, welche die an den Senat weiter-
zuleitenden Wahlvorschläge mit einer 
Zweidrittelmehrheit beschließt. Auch als 
Aufwertung des Senats ist es übrigens 
zu werten, dass diesem die Möglichkeit 
eingeräumt ist, mit qualifizierter Mehrheit 
die Abberufung einzelner Hochschulrats-
mitglieder, deren Amtszeit nunmehr auch 
auf maximal neun Jahre begrenzt ist (§ 20  
Abs. 5 S. 2 LHG), durch die Ministerin/den 
Minister bei Vertrauensverlust zu betrei-
ben. Wenngleich dies den Ausnahmefall 
bilden wird, hat der Gesetzgeber dem 
Senat als akademischem Kollegialorgan 
gleichberechtigt die Initiative neben der 
Wissenschaftsministerin/dem Wissen-
schaftsminister eingeräumt (§ 20 Abs. 4 
S. 11 LHG).

Allerdings ist für den Hochschulrat nach § 
20 Abs. 1 S. 3 LHG ein neues – mit Blick 
auf die Hochschulautonomie durchaus 
fragwürdiges – Verhältnis des Zusammen-

Förderer der Hochschule  
für öffentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg

Kommunale Datenverarbeitung
Region Stuttgart

Rechenzentrum
Region Stuttgart GmbH
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Privatisierung der öffentlichen Wasserver- 
sorgung und Verantwortung der Kommunen

Brot ist Nahrung – Wasser ist Leben, so 
lautet ein altes Sprichwort der Tuareg. 
Qualitativ hochwertiges und preisgüns-
tiges Trinkwasser stellt für die deutsche 
Bevölkerung eine nichthinterfragte Nor-
malität des Alltags dar. Dennoch haben – 
beginnend im Süden Europas – weltweit 
mehr als 1,3 Milliarden Menschen keinen 
regelmäßigen Zugang zu sauberem Trink-
wasser in der von der World Health Orga-
nization als Mindeststandard benannten 
Menge von täglich 20 Litern pro Person. 

Doch ist Wasser für unsere menschliche 
Existenz und das bloße Überleben elemen-
tar wichtig. Es ist der Quell allen Lebens. 
Klassischerweise zählt die Trinkwasserver-
sorgung in Deutschland daher auch zu den 
Leistungen der Daseinsvorsorge. Sie ist eine 
Leistung auf die der Einzelne zur angemes-
senen Lebensführung angewiesen ist, da 
er diese nicht selbst erstellen kann und die 
kaum substituierbar ist. Sie ist marktgängig 
und grundsätzlich am Gemeinwohl orien-
tiert. Wasser ist jedoch mit den sonstigen 
Leistungen der Daseinvorsorge nicht ohne 
weiteres vergleichbar. Zunächst ergeben sich 
aufgrund der bio-chemischen Eigenschaften 
des Wassers und der dezentralen Organisa-
tion der Wasserversorgung natürliche, meist 
regionale Monopole. Darüber hinaus ist eine 
funktionierende Wasserversorgung neben 
der existenziellen Bedeutung auch für eine 
soziale Lebensführung unabdingbar. So-
mit wird der Trinkwasserversorgung nach 
der herrschenden Meinung der Rang eines 
Menschenrechts eingeräumt, welches sich 
grundrechtlich aus Art. 1 Abs. 1 GG i.V.m. 
Art 2 Abs. 2 Satz 1 GG herleiten lässt. Dar-
aus ergibt sich die Verpflichtung des Staates, 
eine funktionierende Trinkwasserversor-
gung zu gewährleisten.    

Die öffentliche Wasserversorgung stellt 
weltweit aber auch einen florierenden 

Wirtschaftssektor dar. Hohe Renditeer-
wartungen und meist geringe Risiken ma-
chen die Wasserversorgung insbesondere 
für große privatwirtschaftliche Unterneh-
mungen zu einem interessanten Betäti-
gungs- und Investitionsfeld. Zudem kann 
die Aufgabenerledigung durch Private 
die öffentlichen Hände haushaltsmäßig 
entlasten und Flexibilität schaffen. Markt-
theoretisch führt Privatisierung zu einer 
Verbesserung der wirtschaftlichen Freiheit 
und der ökonomischen Effizienz, die letzt-
endlich zu mehr sozialer Sicherheit und 
Wohlstand für alle führt.  

Privatwirtschaftliche Unternehmungen 
müssen sich jedoch, um ihre eigene Wei-
terexistenz sicherzustellen, am Markt be-
haupten. Sie folgen daher anderen Ratio-
nalitäten als dies der Staat tut. Während 
für den Staat bei Erbringung der Trinkwas-
serversorgung das Gemeinwohl – der sog. 
Citizen Value – an erster Stelle steht, sind 
privatwirtschaftliche Unternehmen primär 
an einer Gewinnmaximierung interessiert.   

Die Privatisierung von Leistungen der Da-
seinsvorsorge spielt sich daher immer in 
einem Spannungsfeld zwischen öffentli-
chem Interesse der Gemeinwohlstiftung 
und dem individuellen Interesse der Wert-
schöpfung der privatwirtschaftlichen Un-
ternehmung ab – so auch bei der Privati-
sierung der Trinkwasserversorgung. 

Fraglich ist hierbei wie die öffentliche 
Hand ihrer Verpflichtung zur Sicherstel-
lung einer funktionierenden Trinkwas-
serversorgung nach einer erfolgten Pri-
vatisierung nachkommen kann. Denn 
grundsätzlich befinden sich die Kommu-
nen bei der Trinkwasserversorgung in 
einer Erfüllungsverantwortung. D.h. sie 
selbst sind für die Zielerreichung und für 
den Weg zu dieser Zielerreichung verant-

Brot ist Nahrung –  
Wasser ist Leben

Steffen Karcher, B.A.
 
Absolvent des Studiengangs Public 
Management. Er hat sich in seiner 
Bachelorarbeit mit der Thematik 
beschäftigt.
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als ultima ratio selbst wieder zu überneh-
men (sog. Auffangverantwortung), um so 
die Versorgungssicherheit für die Bürger-
schaft sicherzustellen. 

Wasserversorgung als freiwillige 
kommunale Aufgabe 
  
In einem geringeren Teil der Bundesländer 
ist die Trinkwasserversorgung als freiwil-
lige Selbstverwaltungsaufgabe der Kom-
munen ausgestaltet. Hier ist auch eine 
materielle Privatisierung möglich. Dies 
bedeutet, dass nicht nur die Aufgabener-
füllung sondern darüber hinaus auch die 
Aufgabenträgerschaft an einen Privaten 
übergeht und sich der Aufgabenbestand 
der Kommune dauerhaft reduziert. Auch 
in dieser Konstellation hat die Kommune 
zumindest die Voraussetzungen zu schaf-
fen, um der verbleibenden Auffangver-
antwortung gerecht werden zu können. 
  
Handlungsempfehlungen 

Um diesen Verantwortungstypen ange-
messen gerecht werden zu können, muss 
die Kommune eine Reihe von abgestuften 
prophylaktischen und reaktiven Maßnah-
men vorhalten, welche entlang eines Pri-
vatisierungsablaufes dargestellt werden 
können. 

Zunächst ist vor einer Privatisierung die 
Auswahl des Privaten ein entscheidendes 
Faktum. Der Private stellt zum einen auf-
grund der anders gelagerten Rationalität 
und zum anderen, da er nicht so einfach 
steuerbar ist wie eine eigene Dienststel-
le eine gewisse Unsicherheit dar, welche 

es zu kompensieren gilt. In einem Aus-
wahlverfahren ist ein Privater auszuwäh-
len, dessen persönliche und fachliche 
Eigenschaften die spätere Notwendigkeit 
eines Eingreifens unwahrscheinlicher er-
scheinen lassen. Durch die Auswahl des 
bestgeeigneten Bewerbers kann zudem 
den kommunalrechtlichen Vorgaben zur 
sparsamen und wirtschaftlichen Haus-
haltsführung entsprochen werden. 

Beim Privatisierungsakt per se ist die 
Vertragsgestaltung von elementarer Be-
deutung. Steht die Kommune in der Ge-
währleistungsverantwortung, so muss 
vertraglich geregelt werden, dass sie aus-
reichende Kontroll- und Steuerungsmög-
lichkeiten hat, um negative Entwicklun-
gen frühzeitig erkennen und notwendige 
Gegenmaßnahmen einleiten zu können. 
Dazu hat zunächst eine korrekte, intersub-
jektiv nachvollziehbare und überprüfbare 
Beschreibung der Aufgaben und Pflichten 
des Privaten nach Inhalt und Umfang zu 
erfolgen. Zudem sollte eine Weiterdele-
gation der privatisierten Aufgabe von der 
Zustimmung der Kommune abhängig ge-
macht werden, da sonst die Vorteile der 
oben angeführten Auswahl ad absurdum 
geführt werden würden. Darüber hinaus 
müssen mögliche Sanktionen bei Schlecht-
erfüllung sowie – bei andauernder Nicht-
erfüllung – die modi der Rückübertragung 
der Aufgabe im Sinne einer kommunalen 
Auffangverantwortung geregelt sein.

Nach der erfolgreichen Privatisierung 
muss die Kommune ein funktionierendes 
Beteiligungsmanagement nutzen, um so 
ihrer Kontroll- und Steuerungspflicht zur 
Erfüllung der Gewährleistungsverantwor-
tung nachkommen zu können. 

Trinkwasser ist ein wertvolles Gut, das 
zum Leben und Überleben notwendig ist 
und dessen Bereitstellung in den Verant-
wortungsbereich der Kommunen fällt. Zu-
gleich sind die Kommunen immer mehr zu 
Einsparungen und Rationalisierungen ge-
zwungen. Unter Beachtung der gemach-
ten Handlungsempfehlungen können die 
Kommunen ihrer Verantwortung bei er-
folgter Privatisierung der Trinkwasserver-
sorgung gerecht werden und zugleich die 
Vorteile der Privatisierungsoption gewinn-
bringend für das Gemeinwesen nutzen.

wortlich. Rechtlich betrachtet wurde dies 
für die Trinkwasserversorgung in den ein-
schlägigen Wassergesetzen der Länder je-
doch unterschiedlich ausgestaltet.

Wasserversorgung als kommunale 
Pflichtaufgabe

Ein überwiegender Teil dieser Gesetze de-
finiert die Trinkwasserversorgung als eine 
Pflichtaufgabe der Kommunen. In diesen 
Fällen kommen als Privatisierungsformen qua 
legem nur die formelle Privatisierung oder 
die funktionale Privatisierung in Betracht. 

Bei der formellen Privatisierung geht die 
Aufgabenerfüllung der Trinkwasserversor-
gung von der öffentlich-rechtlichen Orga-
nisationsform über auf eine privatrechtliche 
Organisationsform, die allerdings vollständig 
im Eigentum eines öffentlich-rechtlichen Trä-
gers steht. Da hier die Kommune auch wei-
terhin selbst diese Aufgabe erfüllt, steht sie 
weiterhin in der Erfüllungsverantwortung. 

Anders ist dies bei der funktionalen Priva-
tisierung, bei der die Aufgabe ganz oder 
teilweise zeitlich befristet an einen Priva-
ten übertragen wird. Hier verlässt die Auf-
gabenerfüllung zumindest teilweise den 
öffentlich-rechtlichen Bereich. Die Leis-
tungspflicht der Kommune ruht und die 
Erfüllungsverantwortung wandelt sich in 
eine Gewährleistungsverantwortung. Die-
ser muss die Kommune durch steuerndes 
Einwirken auf den Privaten gerecht wer-
den. Hinzu kommt, dass die Kommune 
im Falle der andauernden Schlecht- oder 
Nichterfüllung der Aufgabe durch den Pri-
vaten in der Lage sein muss, die Aufgabe 
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Zweiter Gesundheitstag der  
HVF Ludwigsburg – ein voller Erfolg 

beispielsweise Blutdruck-, Cholesterin- 
und Blutzuckermessungen, Seh- und Hör-
tests sowie Stresstests und Venenfunkti-
onsmessungen. Diese Tests wurden von 
den fachkundigen Vertretern der Debeka, 
dem Gesundheitsamt Ludwigsburg und 
der Selbsthilfegruppe Diabetiker-Treff 
Marbach durchgeführt.

Außerdem wurden Übungen für eine „Ak-
tive Pause“ von der Fitnesskette Jonny M. 
vorgestellt, die hilfreich für die Studieren-
den und Lehrpersonen sind und in einer 
kleinen Pause leicht nachgemacht werden 
können. Auch zum Thema Organspende 
konnte man sich informieren. Der Verein 
Lebertransplantierte e.V. Deutschland in-
formierte die Teilnehmer ausführlich über 
dieses Thema. Das große Interesse der Teil-
nehmer an dem Thema Organspende zeig-
te sich auch darin, dass rund 150 neue Or-
ganspenderausweise ausgestellt wurden. 

Darüber hinaus bestand die Möglichkeit 
an einem Schätz- und Gewinnspiel teil-

zunehmen, bei dem tolle Preise wie ein 
Smoothie Mixer für gesunde Cocktails, 
Massagegutscheine von Masseur Wa-
der, Gutscheine für kostenlose Personal 
Trainings der Fitnesskette Jonny M. und 
ein Wertgutschein von einem Sportfach-
geschäft gewonnen werden konnten. 
Zu schätzen war die Kalorienzahl eines 
ausgestellten Mittagessens inkl. Getränk 
und Nachtisch (zutreffende Kalorienzahl: 
1.115). 215 Personen nahmen an dem Ge-
winnspiel teil.

An Vitaminen durfte es natürlich nicht 
fehlen. Über 160 Kilogramm Obst wurden 
von den Fachprojektmitgliedern an die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer verteilt.

Am Nachmittag bestand die Möglichkeit, 
an einem Vortrag zum Thema Suchtprä-
vention teilzunehmen, welcher von der 
Suchtbeauftragten des Landkreises Lud-
wigsburg gehalten wurde. Der Vortrag 
fand im Rahmen eines Studium Generale 
statt und wurde von zahlreichen Studie-
renden besucht.

Insgesamt war der Gesundheitstag wie-
der ein voller Erfolg. Zahlreiche Studieren-
de und Bedienstete nutzten die Chance 
daran teilzunehmen und sich beraten zu 
lassen.

Ein herzliches Dankeschön geht an alle 
Helfer, Mitwirkenden und Unterstützer, 
die zum Gelingen des Gesundheitstages 
beigetragen haben. Auch die Studieren-
den des Fachprojektes „2. Gesundheits-
tag“ sammelten wertvolle und praktische 
Erfahrungen in der Planung und Umset-
zung eines komplexen Projektes.

Prof. Dr. Lahme und die  

Fachprojektgruppe 2. Gesundheitstag

Am 15. April 2015 wurde zum zweiten Mal 
der Gesundheitstag an der Hochschule für 
öffentliche Verwaltung und Finanzen Lud-
wigsburg durchgeführt. Zahlreiche Stu-
dierende und Mitarbeiter/-innen nutzten 
die Chance, an einem Gesundheitscheck 
teilzunehmen und sich beraten zu lassen. 

Dieses Jahr wurde der Gesundheitstag 
von einer Fachprojektgruppe unter Lei-
tung von Professor Dr. Lahme organisiert. 
Wie bereits im vergangenen Jahr wurde 
den Studierenden und Bediensteten der 
Hochschule Ludwigsburg wieder ein viel-
seitiges Programm geboten.

An aktuellen Themen orientiert, be-
stand beispielsweise die Möglichkeit ei-
ner Typisierung, die mit Hilfe der DKMS 
organisiert wurde. Hierbei wurde die 
beachtliche Zahl von 135 Typisierungen 
erreicht. Mehrere hundert Studierende 
und Mitarbeiter/-innen der Hochschule 
nahmen zudem an den verschiedenen 
Gesundheitschecks teil. Hierzu zählten 

Hochschule



Master-Absolventen  
stärken die Verwaltung

Hochschule

Ende Februar 2015 haben über 20 wei-
tere Nachwuchsführungskräfte den be-
rufsbegleitenden Master-Studiengang 
Public Management an der Hochschule 
für öffentliche Verwaltung und Finanzen 
Ludwigsburg erfolgreich abgeschlossen. 
In feierlichem Rahmen nahmen die Absol-
ventinnen und Absolventen am 20. März 
2015 im Großen Saal des Kreishauses des 
Landratsamts Ludwigburg ihre Master-
urkunden vor zahlreichen Ehrengästen, 
Professorinnen und Professoren, Lehrbe-
auftragten und Angehörigen mit großer 
Freude und voller Stolz entgegen. Nach 
Grußworten von Prof. Dr. Hartmut Me-
lenk für die Hochschule Ludwigsburg und 
vom Gastgeber Dr. Utz Remlinger, Erster 
Landesbeamter des Landkreises Ludwigs-
burg, würdigte Joachim Walter, Präsident 
des Landkreistages Baden-Württemberg 
und Landrat des Landkreises Tübingen, in 
seiner Festrede den Studienerfolg der Ab-
solventinnen und Absolventen.

Während des Master-Studiums hätten sie 
ein hervorragendes Rüstzeug erworben, 

um entscheidende Führungspositionen in 
der öffentlichen Verwaltung auszuüben. 
Gerade in der Verwaltung brauche es Füh-
rungskräfte, die Verantwortung überneh-
men und sich ständig weiterentwickeln. 
Nach Walter unterstütze der Landkreis-
tag Baden-Württemberg diesen Master-
Studiengang neben den anderen beiden 
kommunalen Landesverbänden auch 
deshalb, weil er die notwendige Stärkung 
der Verwaltung auch im Hinblick auf eine 
dem demografischen Wandel geschulde-
te Konkurrenzsituation gegenüber der Pri-
vatwirtschaft insgesamt bedeute.

Im Anschluss blickten die Jahrgangsspre-
cher Lisa Kucher und Daniel Reiss-Gerwig 
aus Absolventensicht auf die Studiener-
fahrungen in den vergangenen zweiein-
halb Jahren zurück. Im Master-Studium 
hätten sie nicht nur neues Wissen er-
worben. Auch die eigene Persönlichkeit 
hätte sich durch die ständige, angeleite-
te Selbstreflexion erheblich weiterent-
wickelt. Mehrere Absolventinnen und 
Absolventen seien bereits während des 
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Gerade in der Verwaltung 
braucht es Führungskräfte, 

die Verantwortung 
übernehmen und sich 

ständig weiterentwickeln.

Weitere Informationen
www.hs-ludwigsburg.de/mpm



Studiums in verantwortungsvollere Posi-
tionen in der staatlichen oder kommuna-
len Verwaltung oder sonstigen Bereichen 
des öffentlichen Sektors gewechselt und 
könnten die erworbenen Führungskom-
petenzen erfolgreich einsetzen.

Prof. Dr. Oliver Sievering, Prodekan der 
Fakultät I Management und Recht, richte-
te bei seiner Laudatio auf die Jahrgangs-
besten die Aufmerksamkeit auf das hohe 
Leistungsniveau dieses Jahrgangs, das sich 
in hervorragenden Abschlusszensuren wi-
derspiegele. Die drei Jahrgangsbesten, in 
diesem Jahr drei Absolventinnen, wur-
den mit je einem Buchpreis prämiert. Die 
Buchpreise wurden dabei so ausgewählt, 
dass sie nützliche Tipps für den Führungs-
alltag der Personen beinhalten.

Als beste Absolventin wurde Carolin Käst-
ner mit einem Gesamtschnitt von 1,4 aus-
gezeichnet. Wesentlichen Anteil an die-
sem hervorragenden Ergebnis hatte ihre 
Master-Thesis zum Thema Business Im-
provement Districts am Beispiel eines Sa-

nierungsgebietes der Stadt Bretten. Anne 
Ryschko, die sich in ihrer Master-Thesis 
mit der Einführung von Multiprojektma-
nagement in der Kommunalverwaltung in 
Baden-Württemberg befasst hat, erhielt 
einen Buchpreis als zweitbeste Absolven-
tin. Drittbeste Absolventin war Petra Frey, 
die die Umsetzung des Rechtsanspruchs 
auf die Betreuung von Kindern unter drei 
Jahren bei der Stadt Stuttgart analysiert 
hat. 

Die Master-Thesis im Master-Studiengang 
Public Management umfasst 25 Prozent 
der Gesamtnote und ermöglicht es den 
Studierenden, praxisorientierte Problem-
stellungen umfassend mit wissenschaft-
lichen Methoden zu untersuchen. Durch 
die vertiefte Auseinandersetzung mit ei-
nem Thema eignen sich die Studierenden 
ein Spezialistenwissen zu aktuellen Frage-
stellungen und Herausforderungen des 
öffentlichen Sektors an.
 
Gestiftet wurden die Buchpreise vom Ver-
ein der Freunde der Hochschule Ludwigs-
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burg und vom Alumni-Verein des Master-
Studiengangs Public Management. Die 
Master-Absolventin Melanie Gentner, 
derzeit stellvertretende Vorsitzende des 
Alumni-Vereins, wies in ihrer Kurzrede auf 
die Netzwerkchancen der Absolventinnen 
und Absolventen hin, die die Mitglied-
schaft im Alumni-Verein durch einen re-
gen Austausch der Ehemaligen unterein-
ander und der Möglichkeiten frühzeitiger 
Kontakte zu aktuellen Studierenden und 
zur Hochschule selbst beinhaltet.

Bei Jazzmusik und Sektempfang wurde 
im Anschluss der geeignete Rahmen zum 
persönlichen Austausch zwischen den 
Absolventinnen und Absolventen und 
Gästen ermöglicht.

Prof. Dr. Volkmar Kese und  

Daniel Zimmermann M.A.
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IAF unterschreibt Kooperationsvertrag  
mit Freiherr vom Stein-Akademie

Prof. Dr. Gerald G. Sander

Prorektor für Forschung und  
geschäftsführender Leiter des IAF

David H. Fenner M.A., M.A.

Wissenschaftlicher Referent des IAF

Die Themenliste 
enthält u.a. folgende 

Problemstellungen: 
Herausforderungen 
der Integration von 

Flüchtlingen, Chancen 
und Gefahren der 
Bürgerbeteiligung, 

demografischer Wandel.

Seit Anfang 2014 laufen die Vorbereitun-
gen für die Unterzeichnung eines umfas-
senden Kooperationsvertrags mit der Frei-
herr vom Stein-Akademie für Europäische 
Kommunalwissenschaften e.V. Ziel ist die 
Übernahme organisatorischer Aufgaben 
durch das Institut für Angewandte For-
schung (IAF), die Abwicklung von Dritt-
mittelprojekten oder die Erstellung von 
Gutachten im Auftrag der Akademie. 

Am 15. April 2015 wurde nun an der 
Hochschule für öffentliche Verwaltung 
und Finanzen Ludwigsburg der Koopera-
tionsvertrag zwischen der HVF und der 
Freiherr vom Stein-Akademie für Euro-
päische Kommunalwissenschaften e.V. 
unterschrieben. Anwesend waren neben 
der Hochschulleitung der HVF Herr Prof. 
Dr. Christian Steger, Geschäftsführer der 
Freiherr vom Stein-Akademie, Winfried 
Manns, Geschäftsführendes Vorstands-
mitglied des Gemeinde- und Städtebunds 
Rheinland-Pfalz und Harry Brunnet, Vize-
präsident des Gemeindetags Baden-Würt-
temberg. Ziel der anstehenden Koopera-
tion ist es, die anwendungsorientierten 
Forschungs- und Weiterentwicklungsvor-
haben im Bereich der Kommunalverwal-
tung und -politik aktiv voranzutreiben.

Die im Jahr 2006 gegründete Freiherr vom 
Stein-Akademie widmet sich vor allem der 
interdisziplinären Erforschung kommuna-
ler Themen. Dabei sollen u. a. juristische, 
wirtschafts-, verwaltungs- und politikwis-
senschaftliche Aspekte untersucht wer-
den. Die Akademie wird vom Deutschen 
Städte- und Gemeindebund und seinen 
Mitgliedsverbänden in ganz Deutschland 
unterstützt.

In diesem Sinne ergänzen sich die Koope-
rationspartner in hervorragender Weise. 



Dialog         19

Weitere Informationen 
www.hs-ludwigsburg.de/iaf 

So kann die Freiherr vom Stein-Akademie 
als gemeinnütziger Verein auf ein bun-
desweites Netzwerk von Kommunen, 
Verbänden und Unternehmen zurück-
greifen. Dazu gehören u. a. der Deut-
sche Städte- und Gemeindetag, der Ge-
meindetag Baden-Württemberg und der 
Sparkassenverband Baden-Württemberg, 
die allesamt kommunale Erfahrungswerte 
und Praxiswissen vorhalten und zugleich 
aktuelle Themen zu Forschungszwecken 
liefern können. Ferner verfügt die Akade-
mie über ein gewisses Maß an finanziellen 
Mitteln und weitere forschungsrelevante 
Strukturen wie z. B. eine wissenschaftli-
che Schriftenreihe. 

Die HVF bietet ihrerseits ein breites inter-
nes und externes Netzwerk an hochqua-
lifizierten und erfahrenen forschenden 
Professorinnen und Professoren, Bil-
dungsinstitutionen, Verwaltungsbehör-
den, Verbänden und Unternehmen. Auch 
bestehen an der Hochschule bewährte 
Forschungs- und Weiterbildungsstruk-
turen, die ebenfalls einen kommunalen 
Fokus haben. Dabei nimmt das IAF eine 
koordinierende und bündelnde Funktion 
ein, wobei es auf forschungserfahrenes 
Personal zurückgreifen kann. 

In den Gesprächen bei der Vertragsunter-
zeichnung wurde die Weiterentwicklung 

der Kooperation in der Form festgelegt, 
dass die Erstellung eines konkreten Ar-
beitsplans mit Themen, die für die Kom-
munen von aktuell großer Bedeutung 
sind, der nächste Schritt sein wird. Um 
den Austausch und die praxisnahe Veröf-
fentlichung von relevanten Themen und 
Zwischenergebnissen zu ermöglichen, soll 
ein interaktiver Blog eingerichtet werden, 
der inhaltlich u. a. von den Forschenden 
der HVF gespeist wird. Die technische und 
organisatorische Betreuung erfolgt dabei 
durch die Akademie in Zusammenarbeit 
mit dem IAF. 

Das IAF versandte zudem bereits Anfang 
März 2015 eine Themenliste an die Frei-
herr vom Stein-Akademie, die einen be-
wusst nicht abschließenden Rahmen für 
die weitere Festlegung von Forschungsin-
halten enthält. Folgende Problemstellun-
gen wurden dabei genannt: Herausforde-
rungen der Integration von Flüchtlingen, 
Chancen und Gefahren der Bürgerbetei-
ligung, demografischer Wandel, kommu-
nale Wirtschaftsförderung und EU-Beihil-
fenrecht, Datenschutzreform im Rahmen 
einer neuen EU-Verordnung sowie andau-
ernde Herausforderungen der Umsetzung 
der EU-Dienstleistungsrichtlinie. Ziel der 
Kooperation muss es sein, diese Themen 
in den nächsten Monaten zu konkretisie-
ren und um zusätzliche Aspekte zu erwei-

tern. Wie das Gespräch am 15. April er-
gab, gehören u. a. die zukunftsorientierte 
E-Partizipation, verwaltungssoziologische 
Aspekte der Inklusion und die öffentliche 
Finanzwirtschaft dazu. In diesem Kontext 
ist es besonders wichtig, dass die Hoch-
schulmitglieder bei Forschungsinteres-
se aktuelle und geplante Vorhaben und 
praxisrelevante Forschungsthemen dem 
IAF kommunizieren, damit diese über die 
Freiherr vom Stein-Akademie in die Breite 
der Praxis gestreut werden können. Diese 
Verbreitung im Netzwerk der Akademie 
soll dann zu konkreten, von der Akademie 
und über aus dem Netzwerk gewonnenen 
Drittmitteln finanzierten Forschungsvor-
haben führen. In diesem Sinne wünscht 
sich die Geschäftsleitung des IAF weiter-
hin eine gute und erfolgreiche Zusam-
menarbeit mit den Lehrenden und For-
schenden und steht als Ansprechpartner 
zur Verfügung. 
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Tabea Dick, Studentin des Master-Studien-
gangs Europäisches Verwaltungsmanage-
ment an den Hochschulen für öffentliche 
Verwaltung Ludwigsburg und Kehl, hat in 
ihrem sechsmonatigen Auslandspraktikum 
beim European Institute of Public Admi-
nistration (EIPA) in Maastricht wertvolle 
Erfahrungen im europäischen Forschungs- 
und Weiterbildungsumfeld gesammelt. 

Profil des EIPA

Das EIPA ist ein fachliches Kompetenzzen-
trum und eines der führenden Institute für 
europabezogene Fort- und Weiterbildung 
sowie für die Weiterentwicklung der öf-
fentlichen Verwaltungen in Europa. Ziel ist 
es, die öffentlichen Verwaltungen der Mit-
gliedstaaten der EU und Drittstaaten auf die 
Herausforderungen moderner Verwaltungs-
führung und der europäischen Integration 
vorzubereiten. Die Weiterbildungs- und 
Beratungsangebote des EIPA richten sich 
deshalb an Bedienstete, die in Verwaltungen 
der europäischen, nationalen, regionalen 
oder kommunalen Ebene mit europäischen 
Angelegenheiten beschäftigt sind. 

„Für mich stellte dieses Praktikum nicht nur 
eine ausgezeichnete Möglichkeit dar, meine 
theoretischen Kenntnisse aus den ersten bei-
den Semestern in die Praxis umzusetzen und 
zu vertiefen. Das Praktikum am EIPA bot mir 
darüber hinaus die einzigartige Chance, mir 
Herangehensweisen an Tätigkeiten in einem 
forschungs- und fortbildungsorientierten 
Umfeld in europäischen Angelegenheiten 
anzueignen und weiterzuentwickeln.“

Aufgabenfelder von 
Praktikanten am EIPA 

Frau Dick war in der Abteilung „European 
Policies“ schwerpunktmäßig mit der Ko-

häsionspolitik und den Struktur- und In-
vestitionsfonds der EU beschäftigt. Eine 
wichtige Aufgabe bestand in der Vor- und 
Nachbereitung von Seminaren für Verwal-
tungspraktiker aus verschiedenen europäi-
schen Staaten. Für die Erstellung von semi-
narbegleitenden Fortbildungsmaterialien 
und adressatenspezifischen Beratungsleis-
tungen musste sie konzeptionell arbeiten. 

Hilfreich für diese Aufgaben war, dass Frau 
Dick die Möglichkeit hatte, auch selbst an 
Seminaren teilzunehmen, um sich fach-
lich sowie hinsichtlich der Gestaltung von 
Angeboten weiterzubilden. Dafür konnte 
sie auch die ausgezeichnete wissenschaft-
liche Infrastruktur der Bibliothek und die 
Vernetzung des Instituts nutzen. Unter-
stützt wurde sie bei ihrer Arbeit im multi-
nationalen Umfeld des EIPA vor allem von 
ihren Kolleginnen und Kollegen. 

„Die tägliche Arbeit am EIPA ist von ei-
ner äußerst angenehmen Atmosphäre 
geprägt. Das Team hat mich umgehend 
aufgenommen und mir wurden ab dem 
ersten Tag anspruchsvolle Aufgaben über-
tragen, die ich völlig selbstverantwortlich 
organisieren und ausüben konnte.“ 

Frau Dick ist davon überzeugt, dass das 
Praktikum einen bedeutenden Mehrwert 
für ihre persönliche und berufliche Weiter-
entwicklung darstellt. In diesem Zusam-
menhang gilt ihr besonderer Dank dem 
Studiendekan Prof. Dr. Volkmar Kese, dem 
es in Zusammenarbeit mit Ronny Müller, 
Referent im Sächsischen Staatsministerium 
für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, durch 
Netzwerkkontakte zum EIPA gelungen ist, 
die Praktikumsmöglichkeit an diesem re-
nommierten Institut im Master-Studiengang 
Europäisches Verwaltungsmanagement zu 
etablieren. Außerdem bedankt sich Frau 

Auslandspraktikum am renommierten  
European Institute of Public Administration

Das Profil der Hochschule 
Ludwigsburg als 

Kompetenzzentrum 
zur Steigerung der 

Europafähigkeit in der 
öffentlichen Verwaltung 

wird weiter gestärkt.
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Aber auch für die Hochschule Ludwigs-
burg bringt eine vertiefte Zusammen-
arbeit mit dem EIPA Vorteile. Denkbar 
ist beispielsweise eine Plattform für den 
künftigen beidseitigen Austausch von 
Expertenwissen und wissenschaftlichem 
Personal. Damit wird das Profil der Hoch-
schule Ludwigsburg als Kompetenzzen-
trum zur Steigerung der Europafähigkeit 
in der öffentlichen Verwaltung weiter ge-
stärkt.

Prof. Dr. Volkmar Kese und Tabea Dick

Dialog         21

Dick bei der Baden-Württemberg-Stiftung, 
die sie im Rahmen des WALTER-HALLSTEIN-
Programms finanziell unterstützte und so ei-
nen maßgeblichen Anteil an der Realisierung 
dieses Auslandsaufenthaltes hatte. 

„Während der Zeit am EIPA hatte ich nicht 
nur Gelegenheit, meine Kompetenzen, 
Fähigkeiten sowie Kenntnisse auszubauen 
und mein Netzwerk um viele interessante 
Menschen zu erweitern – ich hatte vor al-
lem auch eine Menge Spaß!“

Maastrichts Lage im Dreiländereck Nieder-
lande-Belgien-Deutschland, das der Stadt 
ein außergewöhnliches internationales Flair 
verleiht, rundete den Auslandsaufenthalt 
von Frau Dick ab. Die Universitätsstadt zieht 
vor allem viele junge Leute aus aller Welt an. 

Mehrwert für den 
Master-Studiengang 

Hervorragende Praktikumsstellen im eu-
ropäischen Ausland stellen einen außeror-
dentlichen Mehrwert für die Entwicklung 
der Studierenden des Master-Studien-
gangs Europäisches Verwaltungsmanage-
ment dar. Künftig soll deshalb weiteren 
Master-Studierenden die Möglichkeit 
eröffnet werden, ein Praktikum am EIPA 
zu absolvieren. Dafür erarbeitet das Stu-
dienmanagement ein Konzept, um den 
Kontakt zum EIPA zu vertiefen. Ein we-
sentlicher Bestandteil soll darin die Ver-
bindung der Praxisphase mit der anschlie-
ßenden Anfertigung der Master-Thesis 
sein. Denn die Studierenden können ihre 
Erfahrungen in Bereichen europaspezi-
fischer Weiterbildungen und den Zugriff 
auf die Forschungsinfrastruktur des EIPA 
dazu nutzen, um in Form der Master-The-
sis Beratungsprodukte für die Landes- und 
Kommunalverwaltung zu entwickeln.

Wir haben Ihr Interesse  
am MPA geweckt?
Weitere Informationen und wie Sie  
sich bewerben sehen Sie unter:  
www.euro-mpa.de
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Was gibt’s zu glotzen!?  
Unser neuer Imagefilm fürs Amt

Der demografische Wandel stellt eine 
der zentralen Herausforderungen dar, 
die unsere Gesellschaft in der Zukunft zu 
bewältigen hat. Vor diesem Hintergrund 
wird die Gewinnung potentieller Nach-
wuchskräfte immer wichtiger, aber auch 
schwieriger. Deshalb ist es für den Staat 
als Arbeitgeber essentiell, die Nachwuchs-
werbung den Erfordernissen moderner 
Mediennutzung anzupassen. Im Rahmen 
unserer Projektarbeit im Studiengang 
Steuerverwaltung haben wir uns daher 
mit der Frage befasst, wie man die aktuel-
le Werbekampagne der Finanzverwaltung 
„Was-gibt’s-zu-glotzen!?“ für ein junges 
Publikum noch attraktiver gestalten kann.

Seit 2009 wirbt die Finanzverwaltung des 
Landes Baden-Württemberg für die duale 
Ausbildung im gehobenen Dienst mit der 
Kampagne „Was-gibt’s-zu-glotzen!?“. Sie 
löste die Kampagne „Helle Köpfe braucht 
das Land“ ab und wurde bewusst frech, 
jung und provokant entworfen. Mittels 
neu erstellter Homepage samt integrier-
tem Online-Bewerbungsverfahren sowie 
Plakat- und Flyerwerbung sollen potenti-
elle Bewerber effektiver erreicht werden.

Aber das Instrument des audiovisuellen 
Marketings nutzt die Finanzverwaltung, 
anders als andere staatliche Einrichtungen, 
bisher nicht. So versucht z.B. die Bundes-
wehr durch professionelle Werbespots in 
TV und Radio die Aufmerksamkeit junger 
Menschen zu erlangen. Mit Erfolg. Gera-
de Jugendliche sind es gewohnt, Infor-
mationen durch Videos zu konsumieren. 
Davon zeugt die steigende Nutzung von 
Videoportalen wie YouTube. Neben der 
Notwendigkeit, die Marketingstrategie 
an das Nutzungsverhalten der Zielgruppe 
anzupassen, transportieren audiovisuelle 
Medien die gewünschte Botschaft erwie-

senermaßen wirkungsvoller als die klassi-
schen Printmedien. Frei nach dem Motto: 
„Einmal sehen, ist besser als 1000 mal 
hören!“

Im Rahmen unserer Projektarbeit wollten 
wir deshalb herausfinden, ob ein Image-
film – als Ergänzung zur bestehenden 
Kampagne der Finanzverwaltung – das In-
teresse junger Menschen an einem dualen 
Studium steigern kann. 

Bei der Konzepterstellung unseres Image-
filmes, wurde uns schnell klar, dass wir in 
unseren Möglichkeiten stark beschränkt 
sind. Weder verfügten wir über professio-
nelles Filmequipment, noch über ausgebil-
dete Schauspieler. Unsere Lösung bestand 
darin, die Bilder vom Ton zu trennen. Der 
von uns erstellte Text wurde in einer Sta-
tivaufnahme eingesprochen und später 
mit den dazu passenden Filmaufnahmen 
überblendet. Im Zentrum standen dabei 
zwei Identifikationsfiguren, dargestellt 
von den Gruppenmitgliedern Benjamin 
und Ivonne. Sie berichten zum einen über 
ihre Tätigkeit bei der Finanzverwaltung 
und zum anderen über den Verlauf des 
Studiums. Eingangs zeigen wir die fun-
damentale Rolle der Finanzverwaltung in 
der Gesellschaft anhand von Aufnahmen 
staatlich finanzierter Institutionen und 
Dienstleistungen, wie dem Nahverkehr 
oder einem Krankenhaus. Ein weiterer 
wichtiger Aspekt eines Imagefilmes ist 
es, Emotionen beim Zuschauer hervor-
zurufen, um ihn durch den Aufbau von 
Spannungsbögen an den Film zu fesseln. 
Dies berücksichtigten wir durch passende 
Musikuntermalung zum Film.

Um die Wirkung des Filmes auf die ge-
wünschte Zielgruppe zu testen, erstell-
ten wir eine Umfrage. Wir befragten 190 

38% der Befragten gaben 
an, dass ihr Interesse an 
einem Studium bei der 

Finanzverwaltung durch 
den Imagefilm gesteigert 

werden konnte.
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SchülerInnen der Abschlussjahrgänge von 
jeweils zwei Wirtschaftsgymnasien und 
Berufskollegien in Waiblingen und Ra-
vensburg. In beiden Schularten werden 
im Schwerpunkt die Fächer Recht und 
Wirtschaft unterrichtet, die auch im Stu-
dium der Finanzverwaltung die Grundla-
ge bilden. Wir konnten begründet davon 
ausgehen, dass die Finanzverwaltung 
gerade an diesen Schulen um potentielle 
Nachwuchskräfte werben sollte, die Be-
fragten also die gewünschte Zielgruppe 
darstellen. 

Die Ergebnisse der Umfrage haben unsere 
Erwartungen übertroffen. Insgesamt ga-
ben 38% an, dass ihr Interesse an einem 
dualen Studium bei der Finanzverwaltung 
durch den Imagefilm gesteigert werden 
konnte. Zu betonen ist, dass schon bevor 
der Film gezeigt wurde, 40% grundsätz-
lich interessiert an einem solchen Studium 
waren, die Interessensteigerung also von 
einem bereits hohem Niveau aus erfolgte.

Unsere Befragung ergab, dass nicht ein-
mal jeder Zehnte die Kampagne „Was-

gibt’s-zu-glotzen!?“ überhaupt kannte 
und sie damit die potentiell interessierten 
Schüler nicht umfassend genug erreicht. 
Da sich 36% der Schüler durch unseren 
Imagefilm veranlasst sahen, sich weiter 
über das Studium bei der Finanzverwal-
tung zu informieren, sehen wir den Film 
als geeignetes Mittel, den Bekanntheits-
grad der Kampagne zu erhöhen.

Aufgrund der Umfrageergebnisse sind 
wir überzeugt, dass unser Imagefilm die 
Attraktivität der aktuellen Kampagne stei-
gern kann. Es wurde deutlich, wie wichtig 
es auch für den Staat ist, sich im gestie-
genen Wettbewerb um Nachwuchskräfte 
moderner Medien zu bedienen, um die 
jungen Menschen zu erreichen. Momen-
tan stehen wir in Verbindung mit dem 
Ministerium für Finanzen und Wirtschaft 
des Landes Baden-Württemberg, das uns 
in Aussicht stellt, den Film in die „Was-
gibt’s-zu-glotzen!?“-Kampagne einzubin-
den. 

Ivonne Grusling, Benjamin Klein, Julia Linker, 

Lars Nann, David Wodarczyk



„Niemals Freispruch  
bei einer solchen Tat!“

Studium

Es begann im Oktober 2013. Bei der Einfüh-
rungsveranstaltung ahnten wir noch nicht, 
was uns in den nächsten 15 Monaten er-
warten würde. Es ging um unsere Projekt- 
arbeit. Am Anfang des Grundstudiums II 
mussten wir zuerst eine Projektgruppe bil-
den und anschließend ein Thema finden. 
Das erwies sich als sehr aufwendig, da 
wir Gruppenmitglieder zu den einzelnen 
Themenvorschlägen sehr unterschiedliche 
Vorstellungen hatten. Zur Themenfindung 
benutzten wir Kreativitätstechniken (Brain-
storming, Mindmaps, 6-3-5-Methode, Pro 
und Contra). Nach einigen Diskussionen 
und Besprechungen mit unserem Betreuer, 
Herrn Prof. Dietrich Wendland, fanden wir 
schließlich ein interessantes Thema: „Rich-
ter in Dir – Sind wir Herr unseres Urteils?“

Der Film läuft ab. Zu sehen ist, wie ein 
wutentbrannter Mann einen anderen 
Mann erschießt. Gespannt schauen alle 
Gäste unserer Projektarbeitspräsentation 
auf die Leinwand, bevor sie ihr Urteil über 
ihr Strafmaß für den Täter abgeben. Drei 
Minuten später heben alle wieder ihre 
Urteilskarten. Nachdem die meisten Zu-
schauer zuerst mit „lebenslänglich“ geur-
teilt hatten, sind die Urteile nun oft stark 
abgemildert. Was ist geschehen?

Anfangs trafen wir uns wöchentlich, um die 
ersten Grundzüge unseres Themas auszuar-
beiten und zunächst ein grobes Gerüst der 
Präsentation zu erstellen. Dabei ging es vor 
allem darum, die von uns gesammelte Litera-
tur auszuwerten und zuzuordnen. Bis zu den 
Aufsichtsarbeiten trugen wir alles Gefunde-
ne zusammen, um dann mit ruhigem Gewis-
sen in die Prüfungsphase zu starten. In der 
sich anschließenden Praxisphase trafen wir 
uns in Mühlacker, Ludwigsburg, Bietigheim-
Bissingen und Schwäbisch Gmünd. Immer 
mehr nahm unsere Präsentation Gestalt an.

Die Zuschauer haben die Hintergründe 
zum Mord des ersten Filmes erfahren: Die 
Tochter des Mörders wurde von ihrem 
Lehrer vergewaltigt, woraufhin der Vater 
den Lehrer und Vergewaltiger erschoss.

In unserer Projektpräsentation inszenie-
ren wir derweil eine Diskussionsrunde. Sie 
beginnt damit, dass unsere im Publikum 
sitzenden Gruppenmitglieder auf die Büh-
ne geholt werden. Hiermit rechnen die 
übrigen Zuschauer nicht. Zwischen den 
Diskussionsteilnehmer/-innen entbrennt ein 
lebhafter Streit darüber, ob die aufgezeig-
ten Hintergründe einen Mord rechtfertigen.

Bei unseren Treffen versuchten wir, die von 
uns gefundenen Quellen weiter auszusie-
ben, um später die gebotene Länge der Prä-
sentation nicht zu überschreiten. Hier ergab 
sich eine weitere große Schwierigkeit. Wir 
hatten sehr viel wichtigen Stoff gesammelt, 
von dem wir uns nur sehr schwer trennen 
konnten. Um dies in den Griff zu bekom-
men, teilten wir das breite Thema in ein-
zelne Spezialgebiete auf. Jeder hatte eins 
zu bearbeiten und später dessen Inhalt mit 
eigenen Worten zusammenzufassen.

„Aber Menschen nehmen doch nicht alles 
gleich wahr!“ – so ein Argument aus der 
Diskussion der Zuschauer. Und tatsächlich 
filtern und bewerten wir Information ganz 
unterschiedlich in Abhängigkeit von unse-
ren individuellen Erfahrungen und Vorur-
teilen. Auf diese Weise entwickelt jeder 
Zuschauer unserer Präsentation seinen 
ganz eigenen Standpunkt zum dargebo-
tenen Sachverhalt. 

Im Frühjahr 2014 trafen wir uns zur viel-
leicht lustigsten Projektsitzung unserer 
Arbeit. Nachdem unserem Darsteller des 
Vaters am Wochenende zuvor extra das 
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Neben unseren 
Erfahrungen und 

Vorurteilen wirken sich 
auch unsere Erwartungen 
und unser Vorwissen auf 

die Urteilsbildung aus.
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Haupthaar rasiert worden war, konnten 
wir unseren Film, den wichtigsten Teil un-
seres Experiments, drehen. In der Hoch-
schule und in der Wohnung eines Grup-
penmitglieds entstand unser Meisterwerk.

Neben unseren Erfahrungen und Vorurtei-
len wirken sich auch unsere Erwartungen 
und unser Vorwissen auf die Urteilsbil-
dung aus. Sie verzerren unsere Einschät-
zungen, genauso wie Heuristiken. Das 
sind Faustregeln zur Urteilsbildung, an de-
nen wir uns unbewusst orientieren. 

Unseren Film zeigten wir ganz unterschied-
lichen Personen. Wir baten sie, die Tat zu 
beurteilen. Einige von ihnen interviewten 
wir zusätzlich, um die Beweggründe für ihr 

Urteil zu erfahren. Ergänzend hatten wir ei-
nen Fragebogen entworfen, den fast 300 
Probanden beantworteten.

Als letztes stellen wir in der Präsentation 
neben weiteren inneren auch äußere Ein-
flüsse auf die Urteilsbildung vor. Zu die-
sen inneren Einflüssen zählen vor allem 
unsere Motivation und unsere Emotionen, 
denn natürlich fühlen wir mit dem Vater 
mit. Auch äußere Einflüsse, wie z.B. die 
Reihenfolge der Informationsdarbietung, 
sind nicht ganz unwichtig.

Genau wie bei der Präsentation selbst 
wirkten diese Einflüsse auch bei unserem 
Experiment: Fast 70 % der Filmzuschauer 
(interessanterweise anteilig mehr Frauen 

als Männer) milderten ihr Urteil ab, nach-
dem sie die Hintergründe der Tat erfahren 
hatten. Das Ergebnis wurde auch durch 
die Auswertung der Fragebögen gestützt. 
Mit diesem für uns nicht mehr überra-
schenden Resultat beendeten wir sowohl 
unsere Präsentation, als auch unsere ge-
samte Projektarbeit. 

Unser Fazit lautet:
„Nein, wir sind nicht vollständig Herr un-
seres Urteils!“

Nicole Seifert, Lena Conle, Leon Martin,  

Raffael Nicola, Selin Akin.
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Kommunikation auf Abwegen:  
Die Projektarbeit – ein Erfahrungsbericht

Donnerstag, der 22.01.2015, etwa 10.40 
Uhr, HS Ludwigsburg: Vier Gesichter 
schauen sich freudestrahlend an. Ein Blick 
in die Menge – jeder grinst breit, jubelt 
und klatscht. Was ist passiert? Kaum eine 
Stunde zuvor herrschte doch noch das 
reinste Chaos! Der Laptop spielte keinen 
Ton ab, der Eine oder Andere lief in heillo-
ser Panik immer wieder gegen das Podest 
und der Nächste sortierte stetig die Requi-
siten um. Wie konnte diese bodenlose Pa-
nik innerhalb kürzester Zeit in absolute Eu-
phorie umschlagen? Nun, die Lösung liegt 
auf der Hand. Doch eine gute Geschichte 
beginnt am Anfang, nicht bei der Lösung. 
Deswegen alles nochmal auf Start…

Wie „Projektarbeit“? Was für ein Ding? 
Warum müssen wir das denn machen? Ich 
glaube, das waren in etwa die Gedanken, 
die in unseren Köpfen schwirrten, als wir 
das erste Mal davon hörten, eine Projekt- 
arbeit machen zu dürfen. Wir, das sind 
Verena Sigrist, Sabrina von Szada-Borrysz- 
kowski, Matthias Leicht und Tobias Ein-
wich – alle vom Finanzamt Pforzheim oder 
vielleicht auch bekannt unter dem Grup-
pennamen „Kommuniiikidz“. 

Trotz zahlloser lieber Blicke und „Sie-
sehen-heute-aber-hervorragend-aus“-
Wünschen konnten wir unserem Schicksal 
nicht entgehen – die Projektarbeit musste 
präsentiert werden. Jeder fängt klein an, 
deswegen stand am Anfang unserer Ar-
beit die Themenwahl. Hierbei war uns be-
sonders wichtig, dass das Thema nicht nur 
für uns, sondern auch für die Zuschauer 
interessant sein sollte. Vermutlich wären 
wohl wenige davon begeistert, einem 
Vortrag über z.B. den Aufbau und die 
Funktion von Desoxyribonukleinsäure zu 
lauschen. Und ob danach tatsächlich auch 
nur ansatzweise etwas hängen geblieben 

wäre, lässt sich doch stark bezweifeln. 
Unser auserwähltes Thema war darum die 
virtuelle Kommunikation, da sie fast jeden 
von uns täglich begleitet.

Doch was ist virtuelle Kommunikation? 
Und wie lässt sie sich definieren? Eine of-
fizielle Definition gibt es noch nicht, daher 
waren wir also selbst gefragt. Wir haben 
sie wie folgt festgelegt: Virtuelle Kommu-
nikation ist das Senden einer Nachricht 
vom Sender über ein zwischengeschalte-
tes Medium an den Empfänger. 

Sender und Empfänger kommen Ihnen be-
kannt vor? Das Sender-Empfänger-Modell 
bei der face-to-face-Kommunikation ist 
neben den fünf Axiomen nach Paul Watz-
lawick eines der bekanntesten Kommuni-
kationsmodelle. Beide Modelle können, 
obwohl sie bereits vor mehreren Jahrzehn-
ten erarbeitet wurden, auf die virtuelle 
Kommunikation übertragen werden. 

Nach dem allgemeinen Teil zur Kommunika-
tion haben wir neben unserer Hauptthese 
(„Die Verkümmerung der Gesellschaft!?“) 
noch fünf weitere Thesen aufgestellt, wel-
che wir in unserer Präsentation bestätigten 
oder widerlegten. Unter anderem haben 
wir untersucht, ob die virtuelle Kommuni-
kation als Nährboden für Missverständnisse 
geeignet ist. Hierfür haben wir einen Fra-
gebogen erstellt, in den wir am Anfang 
folgende Aussage aufgenommen haben 
und um deren Wertung baten: „Du bist 
heute aber spät dran!“ Und sind wir mal 
ehrlich: Wenn man so etwas liest, weil man 
vielleicht mal wieder ein bisschen verschla-
fen hat, packt einen sofort das schlechte 
Gewissen. „Oh Gott, da ist jemand sauer 
auf mich! Jetzt krieg ich gleich Ärger“. Das 
könnte so ein Gedankengang sein, wel-
cher von der Aussage losgetreten wird. Am 

Durch virtuelle 
Kommunikation werden 

jedem von uns neue 
Möglichkeiten geboten, 

von denen Generationen 
vor uns nur träumen 

durften.
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Ende des Fragebogens wiederholten wir 
die Aussage, jedoch ergänzt um folgendes 
Symbol :P (= Zunge herausstreckender Smi-
ley). Durch den Smiley wurde die Aussage 
von den meisten Befragten deutlich posi-
tiver aufgenommen als ohne. Es gibt also 
auch in der virtuellen Sprache eine Art Kör-
persprache bzw. Mimik.

Was uns bei dieser Aussage aber deutlich 
überraschte, war die Tatsache, dass uns 
sehr viele Befragte auf einen Rechtschreib-
fehler (= „:P“ ) in der zweiten Aussage 
hinwiesen. Denn offenbar konnte vor al-
lem die Generation Ü 40 den Smiley ohne 
Erklärung nicht als solchen wahrnehmen. 
Das war für uns völlig unvorstellbar.

Also, die Theorie für unseren Vortrag 
stand. Und was eignet sich als Medium, 
um schnellstmöglichst viele Informationen 
unterhaltsam zu übermitteln, besser als ein 
Film? Wir entschlossen uns daher, für den 
Einstieg in unser Thema einen kleinen, lus-
tigen Film über die Entwicklung der Kom-
munikation von der Steinzeit bis heute zu 
drehen. Doch das war viel leichter gesagt 
als getan. Wir alle waren überrascht, wie 
viel Zeit und Mühe es in Anspruch nimmt, 
um auch nur drei Minuten gutes Filmma-
terial zu gewinnen. Unser größtes Prob-
lem war beim Dreh die Gestaltung, d.h. 

die Requisiten und die Kleidung. Für die 
Steinzeit wollten wir z.B. zwei Höhlen-
menschen darstellen, die um ein Feuer 
sitzen und sich gegenseitig ihre Liebe ge-
stehen. „Kein Problem!“ dachten wir! „Im 
Schrebergarten haben wir eine perfekte 
Feuerstelle, da machen wir dann einfach 
kurz Feuer.“ Dieses „einfach kurz Feuer 
machen“ sah schlussendlich so aus, dass 
zwei Finanzanwärter und zwei Finanzan-
wärterinnen ziemlich niedergeschlagen 
um halb angebrannte Äste standen und 
ernsthaft ihre Überlebensfähigkeiten in 
Frage stellten. Doch – Gott sei Dank – hat-
ten wir es geschafft, eine ganze Menge 
Rauch zu produzieren. Einige Anläufe spä-
ter war unser Film dann zu unserer volls-
ten Zufriedenheit im Kasten. Zwar saßen 
die Höhlenmenschen nun um eine kalte 
Feuerstätte, aber was macht das schon? 
Und was macht es schon, wenn im Hinter-
grund noch Nachbars weißer Lieferwagen 
parkt? Oder wenn man beim Videoschnitt 
versehentlich die Erfindung des Faxes zeit-
lich vor die Erfindung des Telefons gesetzt 
hat? Und was macht es schon, dass Omas 
gutes Lammfell jetzt stinkt als hätten wir 
die Grillfeier des Jahrtausends veranstal-
tet, weil es als Höhlenmenschbekleidung 
missbraucht wurde? Richtig, das macht al-
les gar nichts. Denn wir hatten extrem viel 
Spaß beim Drehen und unsere Zuschauer, 

die das fertige Kunstwerk begutachten 
durften, hatten davon mindestens genau 
so viel. Zusätzlich entwickelten wir Rollen-
spiele, die unsere Theorie unterstützten 
und versuchten, Zahlen und Fakten durch 
besondere Hilfsmittel wie Luftballons zu 
veranschaulichen.

Die Reaktion des Publikums auf unsere 
kreativen Ergüsse hätte nicht positiver 
sein können. Alle lachten und schauten 
erwartungsvoll drein – ganz klar auf den 
nächsten Witz wartend. Und so machte 
auch uns die Präsentation unheimlich viel 
Spaß. Sie kennen sicher dieses warme Ge-
fühl, wenn man jemandem ein ganz tolles 
Geschenk macht und derjenige vor Freude 
nahezu platzt, so dass es einem selbst ein 
Lächeln auf das Gesicht zaubert? Das war 
in etwa das Gefühl, das wir vier bei unse-
rer Präsentation spürten. Stolz auf unsere 
Arbeit, Freude an der Freude unserer Zu-
schauer und Erleichterung, dass die Prä-
sentation so gut ankam. Eine Gefühlsmix-
tur, die den ganzen vorherigen Aufwand 
wert war.

Jetzt interessiert Sie bestimmt noch un-
ser Fazit, also die Antwort auf die These 
„Virtuelle Kommunikation; die Verküm-
merung der Gesellschaft!?“. Diese These 
konnten wir ganz eindeutig widerlegen, 
denn durch virtuelle Kommunikation wer-
den jedem von uns neue Möglichkeiten 
geboten, von denen Generationen vor 
uns nur träumen durften.

Beim Umgang mit der virtuellen Kommu-
nikation gilt eigentlich das Gleiche wie 
z.B. bei Schokolade: Nicht in Massen, 
sondern in Maßen. Und sollte es Ungläu-
bige unter den Lesern geben: Schon mal 
versucht, eine ganze Tafel Milka in einem 
Bissen zu verspeisen? Drei Riegel mögen 
unter Schniefen und Schnaufen gerade 
noch funktionieren, aber ein schöner An-
blick ist das nicht. Fragen sie Herrn Ein-
wich – er hat es live bewiesen. Dennoch, 
der Anblick der entsetzten Gesichter, als 
die Schokolade in seinem Rachen ver-
schwand? Tja, wir können uns nur wie-
derholen: Immer wieder gerne.

Verena Sigrist, Sabrina von Szada- 

Borryszkowski, Matthias Leicht, Tobias Einwich
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Liebe Leserinnen und Leser,

regelmäßig begrüßen wir an unserer 
Hochschule sowohl neue Studierende als 
auch neue Lehrbeauftragte. Dabei sam-
melt natürlich jeder im Laufe seiner ersten 
Wochen in Ludwigsburg zahlreiche Ein-
drücke und Erfahrungen. Sei es von den 
Einrichtungen der Hochschule, den Vor-
lesungen, den Menschen, der Stadt oder 
was auch immer das Studenten- bzw. Ar-
beitsleben hier zu bieten hat. Jeder macht 
sich ein individuelles Bild von seiner neuen 
Umgebung. Im Folgenden wollen wir ei-
nige von ihnen zu Wort kommen lassen: 

Tobias Huber (AG C/15)
Nachdem ich bereits drei Semester gym-
nasiales Lehramt studiert hatte, bewarb 
ich mich für den Studiengang Public Ma-
nagement. Mein Einführungspraktikum 
absolvierte ich bei der Gemeinde Burgrie-
den im Landkreis Biberach. Die ersten 
Tage und Wochen hier an der Hochschule 
Ludwigsburg gingen sehr schnell vorbei. 
Durch den Einführungslehrgang kannte 
ich schon einige Kommilitonen, welche 
nun mit mir in einer AG sind. Auch an-
dere Studierende lernt man durch Veran-
staltungen wie die Kneipentour und die 
Ersti-Party schnell kennen. Das Leben im 
Studentendorf hat viele Vorteile – kurze 
Wege zur HS und auch das Miteinander ist 
spitze. Eine gute Sache, so finde ich, sind 
die Paten einer AG. Diese helfen gerne 
und machen einem den Start sehr leicht.
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Meine ersten Eindrücke  
an der Hochschule Ludwigsburg

ger Beruf ist, habe ich mir gedacht, aber ich 
dachte, dass sich dies auch bei den Dozenten 
zeigt. Das waren die ersten Erfahrungen, die 
ich an der Fachhochschule gemacht habe. 
Ich freue mich schon sehr auf all die ande-
ren Erfahrungen, die ich in den nächsten drei 
Jahren noch machen werde.

Annika Hartmann (AG A/15)
Es ist, als würde alles unter Strom stehen, als 
würden das Studentendorf und die Hoch-
schule nie schlafen. Bei einer 24h-Bibliothek 
kann man ja – anstatt nachts zu schlafen – 
auch lernen. In meinen ersten zwei Wochen 
im Studium war ich keinen Abend vor 0 Uhr 
auch nur in meiner WG, weil hier so viel 
geboten ist. Habe ich es dann mal in mein 
Bett geschafft, so merkte ich schnell, dass 
andere auch noch unterwegs waren, denn 
eine allgemeine Unruhe ist stets vorhanden. 
Aber genau das ist es, was ich von meinem 
Studentenleben erwartet habe; endlich mehr 
Leben um mich herum als in meinem 3.000 
Einwohner-Dorf und ich bin zuversichtlich, 
dass ich mich auch noch an die Unruhe ge-
wöhnen werde. Was mich jedoch besonders 
beeindruckt hat ist, wie offen alle sind. Man 
hat wirklich das Gefühl, willkommen zu sein. 
Ob beim JEF-Stammtisch, der STURA-Knei-
pentour oder auch im privaten Rahmen in 
einer WG-Party, bei der man eigentlich nur 
eine Person kennt. Man lernt hier unglaublich 
schnell viele Menschen kennen und fühlt sich 
auch gleich in die Gemeinschaft aufgenom-
men, da man gemeinsam was unternehmen 
und erleben kann, ob nun im Sportangebot, 
im Asta-Kino oder mit seiner AG auf der 

Viola Schneider (AG E/15)
Seit drei Wochen studiere ich an der FH in 
Ludwigsburg. Die erste Erfahrung hab ich 
schon vor dem ersten Tag gemacht. Als ich 
im Internet meinen Stundenplan anschauen 
wollte, bin ich vor Schreck fast vom Stuhl 
gefallen: Montags 10 Stunden, dienstags 
12 Stunden, mittwochs 10 Stunden, don-
nerstags 10 Stunden und freitags noch mal 
4 Stunden. Dass ich viel Unterricht haben 
würde, hab ich mir gedacht – aber so viel?! 
Zum Glück hat sich dieser Schrecken nicht 
bewahrheitet. Inzwischen weiß ich, dass 
mittwochs das Studium Generale stattfin-
det und ich da insgesamt 8 Veranstaltungen 
besuchen darf und das IKK bzw. Englisch 
(4 Stunden Freitags) auch nicht jede Woche 
stattfinden. Was mir in der ersten Woche 
auffiel, ist, dass fast alle meine Dozenten in 
das AG-Raum kamen, ihren Namen genannt 
haben (oder nicht) und dann sofort ohne 
große Vorstellung zum Stoff übergegangen 
sind. Zum Teil weiß ich jetzt noch nicht die 
Namen meiner Dozenten. Da sich die Do-
zenten nicht vorgestellt haben, haben sich 
meine Kommilitonen und Kommilitoninnen 
auch nicht vorgestellt. Die fünf um mich he-
rum kannte ich nach ein paar Tagen aber die 
28 anderen nicht. So ist es auch passiert, dass 
ich eine Kommilitonin nach einer Woche ge-
fragt habe, in welcher AG sie ist. Sie hat mich 
erstaunt anschaut und meinte: „Na, in dei-
ner.“ Inzwischen kenne ich meine AG. Was 
mich etwas gewundert hat, ist, dass wir bei 
13 Fächern nur eine Dozentin haben und das 
obwohl wir 29 Frauen in der AG sind. Dass 
die Verwaltung ein überwiegend frauenlasti-
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Ersti-Party. Man schafft sich Erinnerungen an 
eine Zeit, die sehr aufregend ist.

Robin Menholz (AG A/15)
Weitläufig, unübersichtlich, kompliziert: Im 
ersten Moment wirkte nicht nur die Orga-
nisation der HVF sehr verwirrend, sondern 
auch die Gebäude. Als unsere AG-Paten uns 
durch die Hochschule führten und nebenbei 
bereits etwas über das Studentenleben er-
zählten schien es, als könne man nie die vie-
len Abläufe verstehen, die sich hier parallel 
abspielen. Doch in der Einführungsveranstal-
tung zu sehen, wie viele interessante Verei-
ne, Verbände und sonstige Gemeinschaften 
innerhalb oder für die Hochschule existieren, 
beeindruckte auch und ließ mich auf einen 
lebendigen Studentenalltag hoffen. Deshalb 
besuchte ich gleich die erste Veranstaltung 
die mir ins Auge fiel: Der Stammtisch der 
Jungen Europäischen Föderalisten. Ich traf 
auf eine sehr nette und offene Gruppe, die 
mich als einen der wenigen anwesenden 
Erstsemester feierten und meine ersten hun-
dert Fragen zur Hochschule beantworten 
konnten. So wurde ich schnell aufgenom-
men, konnte mich bei Fragen jederzeit an 
jemanden wenden und das Hochschulleben 
wurde etwas übersichtlicher. Nur drei Wo-
chen später hat sich jetzt bereits vieles ein-
gespielt, nach der Devise: Hauptsache man 
weiß, wo AG-Zimmer und Mensa sind. Den-
noch gibt es hier noch Unmengen von Neu-
land zu entdecken. Und nachdem ich nun 
endlich Student bin, bin ich sehr gespannt 
darauf, wie sich hier alles entwickeln wird. 

Martina Brosi 
Seit 2013 bin ich inzwischen im dritten Jahr 
als Lehrbeauftragte in Ludwigsburg tätig. 
Arbeitgebermarkenbildung, Mitarbeiterge-

winnung oder -bindung sind dabei in meiner 
Vorlesung im Modul Personalmanagement 
elementare Lernfelder für die Studierenden. 
Ein Wechselspiel aus theoretischer Vermitt-
lung von Inhalten, Weitergabe von Erfah-
rungen aus der Praxis und besonders dem 
Lernen durch Erleben, beispielsweise unter 
der Überschrift Auswahlgespräche, spielt für 
mich bei der methodischen Ausgestaltung 
des Unterrichtes eine wichtige Rolle. Ergän-
zend zum Grundlagenstudium arbeite ich 
auch in der praxisbegleitenden Arbeitsge-
meinschaft und im Vertiefungsbereich Füh-
rung im öffentlichen Sektor sehr gerne mit 
den Studierenden und habe große Freude 
an der Lehre! Es macht mir viel Spaß, neben-
beruflich Wissen zu vermitteln und Entwick-
lung zu begleiten. 

Jan Keppler
Seit diesem Semester bin ich erstmalig als 
Lehrbeauftragter an der Hochschule Lud-
wigsburg im Fach Personalmanagement. 
Die Vorabinformation zum Formellen und 
zum Fach selbst waren rechtzeitig und 
ausreichend gegeben, so dass ich mich 
auf die Vorlesungszeiten und insbeson-
dere auf die fachlichen Inhalte gut vor-
bereiten konnte. In der Hochschule fand 
ich mich durch meine eigene Studienzeit 
hier ganz gut zurecht – als jemand Neues 
hätte ich vielleicht die eine oder andere 
Orientierungsschwierigkeit gehabt. Ich 
kenne jedoch meine Anlaufstellen, bei 
denen und auch sonst in der Verwaltung 
mir bei jeder gezielten Nachfrage sofort 
kompetent und sehr freundlich geholfen 
wurde. Von daher vielen Dank an die gu-
ten Seelen, insbesondere Frau Boehnke, 
für die Hilfe.

Dennis Greiner
Mein Name ist Dennis Greiner und ich un-
terrichte seit März 2015 „Grundsicherung 
für Arbeitsuchende“ an unserer Hochschule. 
Die Verzahnung von Theorie und Praxis hat 
mich schon während meines Studiums von 
2010 bis 2013 besonders fasziniert. Bereits 
während dieser Zeit habe ich mir vorgenom-
men, in naher Zukunft als Lehrbeauftragter 
tätig zu werden. Seit etwa eineinhalb Jah-
ren arbeite ich im Jobcenter des Landkreises 
Ludwigsburg und habe während dieser Zeit 
viele spannende Erfahrungen gemacht, die 
den theoretischen Grundlagen, die ich den 
Studierenden beibringe, Leben einhauchen. 
Mein Einstieg als Dozent war durch die 
Kenntnisse der Hochschule durch mein eige-
nes Studium, hilfsbereite Mitdozierende und 
engagierte und kooperative Studierende ein 
Durchweg positives Erlebnis.

Tom Michael 
Kaum hatte ich 2009 mit Diplom und fünf 
Jahre später mit Master (Public Manage-
ment) in der Tasche die Hochschule verlas-
sen, habe ich seit September 2014 die Seiten 
im AG-Zimmer gewechselt. Der Blick auf 
die Hochschule als Teil des Lehrkörpers ist 
jedoch zwiespältig. Zum einen zeigt sich po-
sitiv, dass sich das Studium inhaltlich weiter-
entwickelt hat. Zum anderen scheint äußer-
lich die Zeit stillgestanden zu sein. Für einen 
innovativen, selbstständig denkenden und 
vor allem kreativen Nachwuchs muss in Lehr-
körper und Lehrmethoden, aber vor allem 
auch in moderne Lehrmittel investiert wer-
den. Hier liegt es an Hochschulverwaltung 
und den Studierenden in gleicher Weise für 
die Ausbildung des öffentlichen Dienstes zu 
kämpfen, um eine drohende Schwächung 
des Berufsstandes zu verhindern.
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Studieren  
mit dem iPad

Die bisher stille Nachtruhe wird nur ge-
legentlich durch vorbeirauschende S-
Bahnen gestört. 07:45 Uhr – langsam 
aber sicher strömt der größte Teil der Stu-
dierenden in Richtung Hochschule. Und 
zunehmend ist der Campus von einem 
dröhnenden Unterton erfüllt. Mindestens 
genauso viele Rollkoffer wie Studenten 
machen sich auf den Weg zu den Vorle-
sungen. Die schweren Gesetzessammlun-
gen sowie die Massen von Papier sollen 
rückenschonend zur Hochschule beför-
dert werden. Nicht gerade typisch für eine 
Hochschule, aber Alltag an der HVF. Die 
einzige Lösung?

Jonas Dietrich beweist das Gegenteil. Er 
studiert seit Oktober 2013 im Studien-
gang Steuerverwaltung und benutzt seit 
Studienbeginn neben den Gesetzen aus-
schließlich sein iPad. Damit gehört er zu 
einer seltenen Spezies, die versucht, ihr 
Tablet effektiv zum Studieren und nicht 
nur für YouTube und ähnliches einzuset-
zen. Wer einen Blick in andere Hochschu-
len wirft, stellt fest, dass dort deutlich 
mehr Studierende mit Laptop oder Tablet 
die Vorlesungen besuchen.

iPad ersetzt Papier

Die Skripte sind neben der Papierversi-
on auch zum größten Teil im Intranet zu 
finden und über Cloud-Server einfach zu 
importieren. Zudem können mithilfe ei-
nes iPads zu jedem Zeitpunkt während 
der Vorlesung die Skripte und Aufzeich-
nungen jeglicher Module eingesehen, 
bearbeitet und fortgeführt werden. Alle 
Informationen sind so stets in einem 
elektronischen Gerät zur Hand. Bei der 
zusätzlichen Nutzung eines iPhones kann 
via iCloud-Sync sogar von beiden Geräten 
aus auf die Daten zugegriffen werden.

Ultimative Flexibilität

Es gibt zahlreiche nützliche Funktionen 
und Apps aus dem Bildungsbereich für 
das iPad. Zwei Apps, die für das Studium 
in der Steuerverwaltung hilfreich sind, 
werden im Folgenden näher vorgestellt:

GoodNotes*: Mit dieser App können 
handschriftliche Notizen erstellt werden 
sowie innerhalb von Dokumenten kom-
mentiert, markiert und zusätzliches Ma-
terial eingefügt werden. Jegliche Notizen 
sind vektorgebunden und sehen dadurch 
immer professionell aus. Darüber hinaus 
können lange Texte mit einer Tastatur ge-
tippt, Bilder eingefügt und perfekte For-
men dank automatischer Erkennung ge-
zeichnet werden. Jederzeit ist es möglich, 
die Papiervorlage zu wechseln sowie die 
Seiten der Notizbücher neu anzuordnen. 
Dank der leistungsstarken Zoom-Ansicht 
kann man einfach und schnell mit dem 
Finger oder einem Stift in einem großen 
Fenster schreiben, der Inhalt wird auto-
matisch verkleinert und eingefügt. Fehler 
können ganz einfach korrigiert werden, 
ohne dabei das Dokument in ein unle-
serliches Chaos zu verwandeln. Mit dem 
Lasso-Werkzeug können einfach frei 
wählbare Bereiche verschoben oder deren 
Größe angepasst werden. Letztlich kann 
GoodNotes auch als digitales Whiteboard 
benutzt werden. Hier sieht das Publikum 
nur die Inhalte, nicht aber die Bedienele-
mente der App. Es kann frei ausgewählt 
werden, welcher Teil der Seite für das Pu-
blikum sichtbar ist. GoodNotes wird daher 
bereits von vielen Lehrern im Schulunter-
richt eingesetzt. Vielleicht auch bald von 
unseren Dozenten?

(Preis: 6,99 €, *weitere Informationen in 
der Produktbeschreibung im App-Store)

Ich bin begeistert 
vom Studieren  
mit dem iPad.
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Gesetze*: Alle Gesetze des Bundes und 
der EU lassen sich in übersichtlicher Dar-
stellung – teilweise schon mit genauer 
Angabe der Absätze und Sätze wie in der 
Textausgabe – aufrufen und speichern, so 
dass das jeweilige Gesetz in der gespei-
cherten Fassung auch offline zur Verfü-
gung steht. Ohne lästiges Einsortieren 
lassen sich die Gesetze jederzeit kostenlos 
auf die jeweils geltende Version aktuali-
sieren. Die Gesetze können sehr komfor-
tabel nach Begriffen durchsucht werden: 
Als Ergebnis werden alle Paragraphen des 
durchsuchten Gesetzes angezeigt, die 
den Begriff enthalten und der gesuchte 
Begriff wird übersichtlich farblich hervor-
gehoben. Außerdem können zu jedem 
Paragraphen problemlos Notizen erstellt, 
Wörter markiert oder Lesezeichen gesetzt 
werden. Absätze oder komplette Vor-
schriften können kopiert und als Text im 
oben genannten „GoodNotes“ eingefügt 
werden.

(kostenlos, *weitere Informationen in der 
Produktbeschreibung im App-Store)

Anlaufprobleme

Leider gibt es an der HVF noch keinen 
WLAN-Zugang, so dass einige Vorteile 
noch gar nicht zur Entfaltung kommen. 
Solange die Gesetze in der Prüfung noch 
in Papierform genutzt werden müssen, 
kann leider noch nicht komplett auf elek-
tronische Lösungen umgestellt werden. 
Schon heute ist die Technik allerdings so 
weit, dass in der Vorlesung sowie in der 
Vor- und Nachbereitung papierlos gear-
beitet werden kann und die Klausuren mit 
papierlosen Hilfsmitteln wie z.B. dem iPad 
bearbeitet werden könnten.

Fazit von Jonas Dietrich

„Ich bin begeistert vom Studieren mit 
dem iPad. Meine Notizen sehen besser 

und professioneller aus. Für meine Auf-
schriebe benötige ich nur dieselbe oder 
gar weniger Zeit, dafür bin ich durch die 
zahlreichen Funktionen flexibler. Ich sehe 
aber auch, dass man sich für sinnvolle 
Anwendungen ernsthaft mit dem Gerät 
befassen muss. Man muss sich bewusst 
sein, wie man Aufgaben lösen kann und 
was man dazu benötigt. Diese lösungs-
orientierte Herangehensweise ist aber 
sicherlich übertragbar und außerhalb des 
Studiums auch in allen anderen Lebens-
bereichen von großem Vorteil. Probiere 
es selbst aus: Schone die Umwelt und 
nutze die moderne Technik in Deinem All-
tag bevor auch Du den Zug verpasst und 
wie unsere Elterngeneration hilflos neuen 
technischen Geräten gegenüberstehst.“

Florian Bargmann, Jonas Dietrich
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Jubiläum des Fördervereins –  
seit 30 Jahren Freund und Partner der HVF

Auch schon die Vorgängereinrichtungen 
der heutigen Hochschule für öffentliche 
Verwaltung und Finanzen (zunächst in 
Stuttgart und später in Ludwigsburg) hat-
ten ihre „Anhänger, Fans und Freunde“. 
Was jedoch damals fehlte, war eine Or-
ganisation, die deren Aktivitäten bündelte 
und der Öffentlichkeit bekannt machte. 

Doch am 8. Februar 1985 wurde dieser 
„Missstand“ beseitigt, indem eine illustre 
Versammlung von Präsidenten, Landtags-
abgeordneten, Landräten, Oberbürgermeis-
tern, Bürgermeistern, früheren Absolventen 
und Professoren den „Verein der Freunde 
der Hochschule für öffentliche Verwaltung in 
Ludwigsburg“ aus der Taufe hob. Immerhin 
63 Gründungsmitglieder waren Zeuge dieses 
feierlichen Aktes. Als Vereinszweck nannte 
die Satzung die Förderung der Hochschule in 
allen Belangen. Insbesondere sollte die Hoch-
schule bei Veranstaltungen zur Fort- und Wei-
terbildung unterstützt und die Beziehungen 
zwischen Hochschule und ihren Absolventen, 
deren Berufsverbänden und Anstellungskör-
perschaften gepflegt werden. 

Zum Ersten Vorsitzenden wurde Hans Ki-
lian gewählt, ein Absolvent der früheren 

Verwaltungsschule Stuttgart und damali-
ger Vorstandsvorsitzender der Sparkassen-
versicherung Holding. 15 Jahre lang stand 
er mit großem Erfolg dem Verein vor, ehe 
er Ende 1999 den Führungsstab an Jochen 
K. Kübler, den Oberbürgermeister der 
Großen Kreisstadt Öhringen und Mitglied 
des baden-württembergischen Landtags, 
weitergab. Die damalige Mitgliederver-
sammlung würdigte die Verdienste von 
Hans Kilian mit der Ernennung zum „Ers-
ten Ehrenvorsitzenden“ des Vereins. Zu-
sammen mit Kilian wurde auch Prof. Ru-
dolf Jourdan verabschiedet, der seit der 
Vereinsgründung als geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied fungierte und sich nun 
mit dem Titel eines „Ehrenmitgliedes“ 
schmücken darf. Neue Geschäftsführer 
wurden Prof. Peter Raviol (pädagogische 
Aufgaben und Verbindung zu den Studie-
renden) und Verwaltungsdirektor Walter 
Veigel (Verwaltungsaufgaben).

Seit 2012 lenkt Klaus Warthon (Bürger-
meister der Gemeinde Benningen im 
Landkreis Ludwigsburg und ehemaliger 
HVF-Student) als erster Vorsitzender die 
Geschicke des Vereins. Jochen K. Kübler 
hatte mit vielen Aktivitäten dafür gesorgt, 
dass der Verein mit derzeit rund 1.250 Mit-
gliedern nunmehr zu den größten Förder-
organisationen in der baden-württember-
gischen Hochschullandschaft zählt. Auch 
Kübler wurde mit der Würde des „Ehren-
vorsitzenden“ verabschiedet. Mit ihm sind 
auch die langjährigen Geschäftsführer des 
Vereins, Prof. Peter Raviol und Hochschul-
kanzler Walter Veigel, ausgeschieden.

Prof. Wolfgang Rieth und Ulla Gottwald 
– sie steht der Personal- und Studienabtei-
lung der Hochschule vor – führen nunmehr 
gemeinsam die Geschäfte des Vereins. „Fi-
nanzminister“ und Schatzmeister des Ver-

eins ist seit 1985 Hans-Georg Schmidt, der 
über 30 Jahre lang der Gemeinde Schön-
wald im Schwarzwald-Baar-Kreis als Bür-
germeister vorstand. Er ist seit 1. Februar 
2013 als Bürgermeister im Ruhestand, will 
aber weiterhin für ein „geordnetes Finanz-
management“ des Vereins sorgen. Ein „Ur-
gestein“ des Vereins ist auch Jürgen Det-
loff, der seit 1985 als Schriftführer tätig ist.

Seit vielen Jahren veranstaltet der Verein 
seinen „Fachwissenschaftlichen Tag“. Hier 
referieren Professoren und Lehrbeauftrag-
te sowie externe Fachleute über aktuelle 
fachpraktische Themen mit der Möglichkeit 
eines ausgiebigen Erfahrungsaustausches. 
Einen großen Anklang finden auch die 
immer wieder angebotenen mehrtägigen 
Exkursionen und Studienreisen. Sie sollen 
künftig wieder zum „Pflichtprogramm“ für 
die Vereinsmitglieder werden, nachdem sie 
zuletzt mehrmals aus verschiedenen Grün-
den nicht stattgefunden haben.
 
Die Studierenden an der Hochschule 
wissen das Wirken des Vereins vor allem 
durch dessen recht großzügige ideelle und 
insbesondere finanzielle Unterstützung 
der studentischen Aktivitäten zu schät-
zen. Dies gilt für Studienreisen im In- und 
Ausland, Fachprojekte, Workshops und 
Seminare. Auch der Hochschulzeitschrift 
– früher „Drehscheibe“, heute „Dialog“ 
– lässt der Verein eine großzügige Unter-
stützung zuteil werden. In den nunmehr 
30 Jahren seines Bestehens hat der Verein 
für die förderungswürdigen Aktivitäten 
der Hochschule die beachtlichen Beträge 
von rund 265.000 DM sowie 261.000 EUR 
aufgebracht. Die Einnahmen des Vereins 
resultieren aus Spenden und Mitgliedsbei-
trägen. Da die Verwaltungskosten recht 
gering sind, fließen die meisten Einnah-
men in die Förderung der Hochschule. 
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Preisverleihung bei der Abschlussfeier  
am 28. Februar 2015

Am 28. Februar 2015 fand im Theatersaal des Forums am Schlossplatz in Ludwigsburg 
die Abschlussfeier für die Absolventen des Bachelorstudiengangs „Public Management“ 
statt. Dem Vorsitzenden des Vereins der Hochschule für öffentliche Verwaltung und Fi-
nanzen in Ludwigsburg e.V, Herrn Bürgermeister Klaus Warthon, ist es auch in diesem 
Jahr gelungen, bei Städten und Gemeinden wieder Geldspenden für die Ehrung der 
besten Absolventen des Prüfungsjahrgangs 2014 einzuwerben. Die Prüfungsbesten er-
hielten vom Verein eine Urkunde und Geldpreise. Außerdem wurden die Preisträger in 
das Staatsministerium zu einem Mittagessen mit anschließender Führung durch die Villa 
Reitzenstein eingeladen. Die Überreichung der Urkunden und Preise erfolgte durch un-
seren Vorsitzenden. 

Geehrt wurden folgende Absolventinnen und Absolventen:

Iven Beckbissinger, Jana Gläser, Sina Schüssler, Sabrina Wack, Sandra Ebert	, Steffen Kar-
cher, Mareike Mann, Anja Off, Carina Philipp

Durch einen Förderpreis der Stadt Böblingen für besonderes soziales Engagement und 
hohe soziale Kompetenz konnten folgende Preisträger ausgezeichnet werden:

Britta Birkle, Jana Hirth, Matthias Schmid, Thomas Winterhalter

Der Preis des Gemeindetags wurde durch Herrn Präsident Roger Kehle an Herrn Nicolai 
Reith überreicht. Außerdem konnte Oberbürgermeister Spec den Förderpreis der Stadt 
Ludwigsburg an Jana Fiegenbaum und Franziska Schreiber übergeben. Aus den Hän-
den von Frau Oberbürgermeisterin a.D. Gudrun Heute-Bluhm, Geschäftsführendes Vor-
standsmitglied, erhielt Jana Fiegenbaum den Ehrenpreis des Städtetags. Weiter erhielt 
Marcel Straub einen Preis des Staatsanzeiger BW, überreicht durch Frau Breda Nußbaum.

Ein Höhepunkt im Vereinsleben ist auch 
die jährliche Auszeichnung der besten 
Absolventinnen und Absolventen der 
Staatsprüfung für den gehobenen Verwal-
tungsdienst, den gehobenen Dienst in der 
Rentenversicherung und Versorgungsver-
waltung sowie für die Studiengänge „All-
gemeine Finanzverwaltung“ und „Steu-
erverwaltung“ bzw. der nunmehrigen 
Bachelor-Jahrgänge. Dank der großzügi-
gen Unterstützung zahlreicher Städte und 
Gemeinden sowie der Verwaltungs- und 
Wirtschaftsakademie und privater Spon-
soren werden die erfolgreichsten „Prüflin-
ge“ stets mit attraktiven Preisen belohnt. 

Eine wichtige Voraussetzung für die er-
folgreiche Tätigkeit des Vereins war und 
ist eine loyale, von gegenseitigem Ver-
trauen und Wertschätzung getragene Zu-
sammenarbeit mit der Hochschulleitung. 
Mit den Professoren Dr. Heinrich Maack, 
Jost Goller und Walter Maier sowie Frau 
Dr. Claudia Stöckle sind es bisher vier Rek-
toren, mit denen es der Verein „zu tun“ 
hat. Auf „beiden Seiten“ war man von 
Anfang an bestrebt, „am gleichen Strang 
und in die gleiche Richtung zu ziehen“, 
was Hochschule und Verein bisher offen-
sichtlich sehr gut bekommen ist! 

Sein 30-jähriges Jubiläum will der Förder-
verein – so 1. Vorsitzender Klaus Warthon 
– in einer bescheiden-angemessenen 
Form feiern. So lädt er die Mitglieder zu 
einem Sektempfang ein, der im Anschluss 
an den diesjährigen Fachwissenschaftli-
chen Tag an der Hochschule stattfindet – 
getreu dem Motto des Vereins: „Fördern 
hat Vorrang vor Feiern!“ Hierzu wird auf 
die Einladung zum Fachwissenschaftli-
chen Tag 2015 verwiesen. 

Prof. Rudolf Jourdan



Fachtagung an der Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg
– Institut für Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie –
am 30. September 2015

Elemente direkter Demokratie sind in allen Bundesländern auf staatlicher und kommu-
naler Ebene fest etabliert. Volksbegehren und Volksentscheid sowie Bürgerbegehren 
und Bürgerentscheid ergänzen die mittelbare Demokratie im Mehrebenensystem. Doch 
wie kann die Verschränkung von mittelbarer und direkter Demokratie nachhaltig aus-
gestaltet und sichergestellt werden? Welcher Rechtsrahmen gilt, welche Instrumente 
und Verfahren sind eingeführt oder müssen noch eingeführt werden? Diese Fragen 
stehen im Mittelpunkt der Fachtagung, die aktuelle Entwicklungen in Vorträgen nam-
hafter Experten aus Wissenschaft und Praxis im Ländervergleich in den Blick nimmt und 
in Fachforen vertieft.

Wissenschaftliche Leitung und Kontakt: 
Prof. Dr. Arne Pautsch
Institut für Bürgerbeteiligung und Direkte Demokratie
Hochschule für öffentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg
Reuteallee 36
71634 Ludwigsburg
pautsch@hs-ludwigsburg.de

Nach einer mehrjährigen Unterbrechung 
findet 2015 wieder ein Fachwissenschaft-
licher Tag statt. 

Thema
„Bürgerbeteiligung – ein (unverzichtba-
res) Muss für alle Städte, Gemeinden und 
Landkreise“

Im Anschluss an die thematische Einfüh-
rung und einem Impulsvortrag sind die 
folgenden vier Vertiefungsbereiche vor-
gesehen:

�� Bürgerhaushalt
�� Bürgerkredit und Bürgerstiftung
�� Moderne, mitarbeitsintensive Formen 

der bürgerschaftlichen Mitwirkung
�� Pro und Contra einer Einbindung 

der Bürgerinnen und Bürger in die 
kommunalen Planungs- und Entschei-
dungsprozesse

Namhafte und praxiserfahrene Referen-
tinnen und Referenten werden die vor-
genannten Themenbereiche präsentieren 
und in einer anschließenden Diskussions-
runde mit den Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern der Veranstaltung vertiefen. 

Als Termin ist der 1.10.2015 vorgesehen.

Beginn:    9.30 Uhr       Ende:    16 Uhr
Ort: Hochschule für öffentliche Verwal-
tung und Finanzen Ludwigsburg 

Informationen zur Anmeldung etc. wer-
den noch bekanntgegeben.

Verein der Freunde der Hochschule
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Studienfahrt nach Berlin

In den Herbstferien ist eine 3-4 tägige Exkursion für Mitglieder des Vereins der Freunde in 
unsere Bundeshauptstadt Berlin vorgesehen. Im Moment sind wir dabei, ein interessantes 
und informatives Programm zusammenzustellen. Das endgültige Programm, der genaue 
Termin sowie die Anmeldemodalitäten werden Ihnen rechtzeitig vorher bekanntgegeben.

Fachwissenschaftlicher 
Tag 2015

Direkte Demokratie – nachhaltig gestalten  
Rechtsrahmen – Instrumente  – Verfahren
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Fortbildungsveranstaltungen für über 1.500 
Betriebsprüfer durch Dozenten der HVF

Nach dem großen Erfolg in den Vorjahren 
hat ein Dozententeam der Fakultät II – 
Steuer- und Wirtschaftsrecht – der Hoch-
schule für öffentliche Verwaltung und 
Finanzen Ludwigsburg erneut mehrere 
ganztägige Fortbildungsveranstaltungen 
für die Betriebsprüfer/innen und Amtsbe-
triebsprüfer/innen im Lande durchgeführt. 
Die Fortbildungen fanden in Kooperation 
mit der Oberfinanzdirektion Karlsruhe 
statt, die für die organisatorische Durch-
führung und für die Auswahl der Themen-
gebiete verantwortlich zeichnete. Hierzu 
wurden im Vorfeld Themenwünsche und 
-anregungen bei den Teilnehmern abge-
fragt.

An den insgesamt acht Veranstaltungs-
tagen an mehreren – regional geglieder-
ten – Veranstaltungsorten (Ludwigsburg, 
Kehl, Schwäbisch Gmünd, Tuttlingen und 
Walldorf) nahmen über 1.500 Finanzbe-
amte des Landes teil. Bei der Auswahl 
der Lokalitäten hat die Oberfinanzdirek-
tion auf die Anregungen der Teilnehmer 
aus den Vorjahren reagiert und teilweise 
räumlich großzügigere Veranstaltungsräu-
me anmieten können, was von den Teil-
nehmern als sehr positiv aufgenommen 
wurde.

Die Veranstaltungen wurden jeweils in 
zwei große Themenblöcke eingeteilt. Im 
ersten Teil haben die Referenten (Prof. 
Hottmann, Prof. Alber und Herr ORR 
Guschl) aktuelle und praxisrelevante 
Rechtsprechungsfälle, Gesetzesänderun-
gen und neue Verlautbarungen der Fi-
nanzverwaltung aus den Bereichen des 
Bilanzsteuer- und Ertragsteuerrechts vor-
gestellt. Dieser Themenbereich gehört zu 
den klassischen Tätigkeitsschwerpunkten 
nahezu jeder Betriebsprüfung. Im zweiten 
Teil haben die Dozenten Prof. Dr. Zipfel 

und Prof. Dr. Lahme (beide leiten das In-
stitut für Unternehmenssteuern und Un-
ternehmensnachfolge (IfUU) an der HVF) 
über Prüfungsinhalte und -schwerpunkte 
im Rahmen des Erbschaft- und Schen-
kungsteuerrechts referiert. Die hohen 
Begünstigungen bei der Übertragung von 
Unternehmensvermögen haben in den 
vergangenen Jahren zu umfangreichen 
Unternehmensübertragungen geführt 
und damit die Überprüfung hinsichtlich 
der Bewertung und Einhaltung der Be-
günstigungsvoraussetzungen durch die 
Betriebsprüfung in zahlreichen Fällen aus-
gelöst. Für beide Vortragsgebiete wurden 
den Teilnehmern jeweils umfangreiche 
Vortragsskripte zur Verfügung gestellt, 
welche auch als Nachschlagewerke die 
tägliche Arbeit der Prüfer unterstützen 
sollen.

Die Fortbildungsveranstaltungen haben 
bei den Teilnehmern, der Oberfinanzdi-
rektion und den Referenten der HVF wie-
der einen positiven Eindruck hinterlassen. 
Alle sind sich einig, dass Fortbildungsver-
anstaltungen für Betriebsprüfer – auch im 
Hinblick auf die zunehmende Komplexi-
tät im Steuerrecht – für die Bewältigung 
der vielschichtigen Aufgaben der Prüfer 
und letztlich auch für die Sicherung des 
Steueraufkommens unerlässlich sind. Kein 
Wunder also, dass derzeit bereits Gesprä-
che über eine Fortsetzung der erfolgrei-
chen Fortbildungstätigkeiten zwischen 
der Oberfinanzdirektion und den Vertre-
tern der HVF geführt werden.

Prof. Dr. Stefan Lahme

An den insgesamt acht 
Veranstaltungstagen 
nahmen über 1.500 

Finanzbeamte des Landes 
teil.



Haftung und Versicherungsschutz für  
Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst

Praxis

Bei der gesetzlichen Haftung muss zwi-
schen der Außenhaftung und Innenhaf-
tung unterschieden werden. Zum einen 
kann der Beschäftigte in Ausübung seiner 
Tätigkeit einem Dritten einen Schaden 
zufügen (Außenverhältnis), zum anderen 
auch dem Dienstherrn selbst (Innenver-
hältnis).

Bei Ausübung eines öffentlichen Amtes 
und bei Tätigkeiten im privatrechtlichen 
Geschäftskreis haftet im Außenverhältnis 
der Staat bzw. die Körperschaft entspre-
chend den gesetzlichen Regelungen (u.a. 
§§ 839, 823 ff. BGB, Art. 34 GG). 

Wenn Beamte (auch Wahlbeamte wie z.B. 
der Bürgermeister) im Innenverhältnis ihre 
Amtspflichten vorsätzlich oder grob fahr-
lässig verletzen, haben sie ihrem Dienst-
herrn, dessen Aufgaben sie wahrgenom-
men haben, den daraus entstehenden 
Schaden zu ersetzen (§ 48 BeamtStG). Be-
amte haften somit ausschließlich bei Vor-
satz und grober Fahrlässigkeit persönlich. 
Die gesetzlichen Haftungsvorschriften des 
Beamtenrechtes sehen keine Haftungsbe-
grenzung der Höhe nach vor.

Der Dienstherr ist bei Vorliegen aller Vo-
raussetzungen dazu verpflichtet, den Be-
amten auf Ersatz des von ihm verursach-
ten Schadens in Anspruch zu nehmen. 
Dem Dienstherrn steht weder dem Grund 
noch der Höhe nach ein Ermessensspiel-
raum zu. Es greifen ausschließlich die 
Vorschriften zum Vollstreckungsschutz (§ 
850 ff. ZPO) sowie die Möglichkeit eines 
Privatinsolvenzverfahrens.

Die persönliche Haftung von Beschäftig-
ten ist im Tarifvertrag des öffentlichen 
Dienstes ausdrücklich auf Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit beschränkt (§ 3 Abs. 

6 TVöD). Anders als bei Beamten findet 
die Rechtsprechung des Bundesarbeits-
gerichts zur Beschränkung der Arbeitneh-
merhaftung bei Beschäftigten Anwen-
dung. Hierbei nimmt die Rechtsprechung 
eine Abwägung der Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerinteressen im konkreten 
Einzelfall vor. Grundsätzlich ist eine Haf-
tungsbeschränkung der Höhe nach bei 
grober Fahrlässigkeit üblich. Lediglich bei 
vorsätzlich verursachten Schäden haftet 
der Beschäftigte immer voll.

Wie bei der Haftung muss auch beim Versi-
cherungsschutz zwischen dem Außen- und 
Innenverhältnis unterschieden werden.

Im Außenverhältnis bietet die wgv Gebiets-
körperschaften Versicherungsschutz im 
Rahmen der Kommunalen Haftpflichtver-
sicherung mit Versicherungssummen bis 
25 Mio. EUR pauschal für Personen-, Sach- 
und Vermögensschäden. Mitversichert ist 
die persönliche gesetzliche Haftpflicht 
sämtlicher Organe (z.B. Bürgermeister, 
Gemeinderäte) und Betriebsangehöriger 
(Beamte, Angestellte) für Schäden, die sie 
einem Dritten in Ausübung ihrer dienstli-
chen Verrichtungen verursachen. Ein Re-
gress gegen die mitversicherten Personen 
erfolgt nicht. Versicherungsschutz besteht 
auch bei grober Fahrlässigkeit, jedoch 
nicht bei Vorsatz. So tritt die Haftpflicht-
versicherung z. B. ein, wenn ein Kind infol-
ge eines unzureichend gewarteten Spiel-
geräts auf einem öffentlichen Spielplatz 
verletzt wird. Im Innenverhältnis schützen 
weitere Versicherungen den Mitarbeiter 
vor dem Regress des Dienstherrn.

Die Vermögenseigenschadenversicherung 
deckt eigene Vermögensschäden der Kom-
mune ab, welche durch eine fahrlässige 
(auch grob fahrlässige) Dienstpflichtverlet-
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Dipl. Verwaltungswirt(FH)  
Winfried Keller
 
Abteilungsdirektor Vertrieb/Marketing/
Unternehmenskommunikation bei der 
Württembergische Gemeinde-Versi-
cherung a.G. (wgv)



zung einer ihrer Vertrauenspersonen (z.B. 
Organe, Beamte, Angestellte) in Ausübung 
ihrer dienstlichen Verrichtungen unmittel-
bar verursacht wurden. Die wgv verzichtet 
auf Regressansprüche gegen den Verur-
sacher. So sind z. B. Vermögensschäden 
durch versehentliches Nichtbeachten von 
Verjährungsfristen bei der Erhebung von 
Gebühren und Beiträgen versichert.

Im Rahmen von diversen Sachversicherun-
gen sind Schäden am Eigentum des Dienst-
herrn versichert. So sind u.a. in der Gebäu-
de- und Inhaltsversicherung Schäden am 
Gebäude und Mobiliar u.a. durch Feuer, 
Leitungswasser und Unwetter abgedeckt. 
Für elektronische Anlagen wie z. B. Geräte 
der Informations- und Kommunikations-
technik bietet die Elektronikversicherung 
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umfassenden Versicherungsschutz gegen 
Beschädigungen. In der Regel sehen die 
Sachversicherungen einen Regressverzicht 
vor. Dies bedeutet, Regress gegen die Be-
diensteten wird nur geltend gemacht, so-
weit der Schaden durch einen Mitarbeiter 
grob fahrlässig oder vorsätzlich verursacht 
wurde oder für den Schaden Ersatz aus 
einer Haftpflichtversicherung beansprucht 
werden kann. 

Schäden im Zusammenhang mit dem Ge-
brauch eines Kraftfahrzeugs sind über die 
bestehende Kfz-Haftpflicht- bzw. Kasko-
versicherung gedeckt. Wenn private Fahr-
zeuge der Beschäftigten für Dienstfahrten 
eingesetzt werden, besteht Versiche-
rungsschutz bei Haftpflichtschäden über 
die eigene Kfz-Haftpflichtversicherung. 

Den Rückstufungsschaden und den Scha-
den am eigenen Fahrzeug muss allerdings 
der Dienstherr ersetzen. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
für Mitarbeiter in einer bei der wgv um-
fassend versicherten Kommunalen Ein-
richtung nur ein geringes Regressrisiko 
besteht. Die wgv bietet eine darauf abge-
stimmte private Diensthaftpflichtversiche-
rung zu sehr günstigen Konditionen an. 

Die wgv wurde 1921 von württember-
gischen Städten und Gemeinden als 
Versicherungsverein auf Gegenseitig-
keit gegründet.
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Absolventen der Steuerverwaltung als Fach-
bedienstete im kommunalen Finanzwesen?

Hierfür wird die Befähigung zum Gemein-
defachbediensteten, also die Befähigung 
für den gehobenen Verwaltungsdienst, 
vorausgesetzt, §§ 116 Abs. 2, 58 Abs. 1 
GemO.

Das Aufgabenspektrum ist hierbei sehr 
breit gestreut. Neben allgemeinen Haus-
haltsangelegenheiten sind den Kämme-
rern oder Rechnungsamtsleitern, wie sie 
üblicherweise bezeichnet werden, auch 
die Kassenaufsicht sowie das gemeind-
liche Steueramt zugeordnet. Daneben 
ergeben sich vielfach weitere spannende 
Aufgaben aus dem jeweiligen Verwal-
tungszuschnitt, wie beispielsweise das 
Liegenschaftswesen oder die verwal-
tungsseitige Abwicklung kommunaler 
Baumaßnahmen.

Im Bereich des Kommunalen Haushalts-
wesens stehen den Städten und Gemein-
den außerdem große Herausforderungen 
bevor. So wird die bisherige Verwaltungs-
buchführung, die Kameralistik, bis zum 
01.01.2020 durch das sog. „Neue Kom-
munale Haushalts- und Rechnungswe-
sen“, die sog. Doppik, abzulösen sein. Um 
die Umstellung auf die kommunale dop-
pelte Buchführung zu ermöglichen, wird 
jede Kommune eine vollständige Ver-
mögenserfassung und -bewertung vor-
nehmen müssen. Hierfür sind gerade die 
Kenntnisse im Bilanz- und Bewertungs-
recht notwendig, die den Studierenden 
der Steuerverwaltung vom ersten Semes-
ter an vermittelt werden.

Aber nicht nur zukünftig, sondern bereits 
heute beschäftigen sich die Kommunen 
mit zahlreichen steuerlichen Problemen. 
Kenntnisse im Körperschaftsteuerrecht 
werden z. B. bei der Überprüfung, ob ein 
Betrieb gewerblicher Art vorliegt, benö-

Viele Absolventen des Studiengangs für 
den gehobenen Dienst in der Steuerver-
waltung stehen nach der erfolgreichen 
Beendigung ihres Studiums vor der Ent-
scheidung, wie sie sich beruflich weiter-
entwickeln wollen. Neben der „klassi-
schen“ Laufbahn in der Steuerverwaltung 
bietet sich für engagierte Absolventen 
– statt eines Wechsels in die Privatwirt-
schaft – auch eine weitere attraktive Al-
ternative im öffentlichen Sektor: das kom-
munale Finanzwesen.

Jede der 1.101 Städte und Gemeinden in 
Baden-Württemberg muss gemäß § 116 
der Gemeindeordnung (GemO) einen 
Fachbediensteten für das Finanzwesen 
vorweisen können, bei dem insbesonde-
re die Aufstellung des Haushaltsplans, die 
Haushaltsüberwachung sowie die Verwal-
tung des Geldvermögens und der Schul-
den zusammengefasst werden sollen. 

Der Kämmerer ist bei 
einer Vielzahl steuerlicher 

Themen gefordert.

Prof. Dr. Stefan Holzner, LL. M 
 
Professor an der Fakultät II mit den 
Lehrgebieten Abgabenordnung, 
Gesellschaftssteuerrecht, Öffentliches 
Recht, Methodische Kompetenzen, 
Privatrecht, Insolvenzrecht

Dipl. Verwaltungswirt (FH) 
Fabian Müller 
 
Finanzreferent beim Gemeindetag 
Baden-Württemberg
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tigt. Des Weiteren sind die Städte und Ge-
meinden mit diversen umsatzsteuerlichen 
Problemen konfrontiert. Dabei sind nicht 
nur Fragen der Steuerbarkeit, sondern 
auch ganz konkrete Probleme zu lösen 
wie z. B. die Anwendung des Reverse-
Charge-Verfahrens auf bestimmte Umsät-
ze der Kommune. Nicht zu vergessen sind 
die gewerbesteuerrechtlichen Kenntnisse.

Ein Wechsel in die Kommunalverwaltung 
führt dabei auch nicht zur Rückforderung 
der Anwärterbezüge, sofern bei einer 

Stadt oder Gemeinde ein Beamtenverhält-
nis begründet oder zumindest eine der 
erworbenen Laufbahnbefähigung ent-
sprechende hauptberufliche Verwendung 
als Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst 
erfolgt. Den Arbeitnehmerverhältnissen 
im öffentlichen Dienst gleichgestellt sind 
zudem etwa auch solche bei öffentlich-
rechtlich oder privatrechtlich organisier-
ten Rechenzentren der öffentlichen Hand, 
kommunalen Verkehrs- und Versorgungs-
betrieben oder bei bestimmten Hilfsbe-
trieben der öffentlichen Hand. Da es sich 

um einen sog. horizontalen Laufbahn-
wechsel handelt, müssen die Vorausset-
zungen nach §§ 16, 21 und 23 LBG-BW 
i.V.m. der entsprechenden Laufbahnver-
ordnung-IM beachtet werden.

Das nachfolgende Interview mit Herrn 
Andreas Merkel veranschaulicht im Ein-
zelnen, dass die kommunale Verwaltung 
eine interessante und abwechslungsreiche 
Alternative im öffentlichen Dienst ist.

Interview mit Andreas Merkel, Stadtverwal-
tungsdirektor, Große Kreisstadt Gaggenau

Welche Gründe haben Sie zu einem 
Wechsel von der Finanzverwaltung in 
die Kommunalverwaltung bewogen?

Als Angehöriger der Bundesfinanzver-

waltung, der 1983 sein Studium am Fach-

bereich Finanzen der Fachhochschule 

für öffentliche Verwaltung (FHöV) abge-

schlossen hat, habe ich mich bereits kurz 

nach der damals beamtenrechtlich noch 

zu leistenden Probezeit für einen Wechsel 

in die Kommunalverwaltung entschieden. 

Die Gründe für diesen Schritt waren viel-

schichtig. Zum einen hatte ich kommunal-

politische Fragestellungen schon während 

meiner Schulzeit als freier Mitarbeiter 

zweier Tageszeitungen begleitet, zum an-

deren bot die Tätigkeit bei einer Großen 

Kreisstadt die Option, im Laufe eines Be-

rufslebens in ganz unterschiedlichen Auf-

gabengebieten einer Verwaltung zu arbei-

ten. Ferner war es mir wichtig, auf Dauer 

von möglichen Versetzungen zu anderen 

Dienststellen verschont zu bleiben.

Welche Aufgaben nehmen Sie 
wahr?

Seit etwas mehr als 15 Jahren bin ich als 

Stadtkämmerer Leiter eines Amtes mit 

rund 25 Mitarbeitern und zuständig für 

vielfältige Querschnitts- und Fachauf-

gaben auf dem Gebiet der öffentlichen 

Finanzwirtschaft. Dazu zählen die Auf-

stellung und der Vollzug des Haushalts 

mit einem Volumen von ca. 80 Mio. Euro 

pro Jahr, die Erstellung von Wirtschafts-

plänen, Gebührenkalkulationen, die Auf-

nahme von Krediten, die Erhebung ge-

meindlicher Steuern und Beiträge oder 

Aufgaben der Stadt und der verbundenen 

Unternehmen als Steuerschuldner, etwa 

im Bereich der Umsatzsteuer. Hinzu kom-

men die Aufsicht über die Stadtkasse, der 

Grundstücksverkehr, die Betreuung des 

Stadtwaldes mit einer Fläche von rund 

1.600 Hektar sowie die Betriebsleitung für 

zwei Eigenbetriebe, einen Zweckverband 

und einen privatrechtlichen Musikschul-



verein. Ein wichtiger Teil meiner Arbeit ist 

zudem die Steuerungsunterstützung der 

Verwaltungsleitung, also des Oberbürger-

meisters, und die sachgerechte Beratung 

der Ämter in allen finanz- und betriebs-

wirtschaftlichen Fragen. Schließlich zählt 

es zu meinen Aufgaben, den gesamten 

Aufgabenbereich der städtischen Finanz-

verwaltung im Gemeinderat und seinen 

Ausschüssen zu vertreten.

Hat Sie Ihr Studium auf diese 
Aufgaben vorbereitet?

Bei der Erledigung dieser anspruchsvol-

len Aufgaben kann ich auf grundlegende 

Qualifikation, die mir durch mein Studi-

um vermittelt wurden, zurückgreifen. In 

fachlicher Hinsicht gibt es zwischen den 

Tätigkeiten eines Diplom-Finanzwirts in 

der Finanzverwaltung des Bundes oder 

Landes und in der Kommunalverwaltung 

mehr Berührungspunkte als es auf den 

ersten Blick erscheint. Beispielsweise gilt 

für die Erhebung aller gemeindlichen Ab-

gaben, angefangen von den Realsteuern 

bis hin zu den Benutzungsgebühren für 

öffentliche Einrichtungen oder die ge-

setzlichen Beiträge, im Wesentlichen das 

in der Abgabenordnung (AO) normierte 

Verfahrensrecht. Aber auch bei der Voll-

streckung von öffentlich-rechtlichen For-

derungen durch die Stadtkasse finden die 

Regelungen der AO Anwendung.

Der Kämmerer ist ferner bei einer Vielzahl 

steuerlicher Themen gefordert. Dabei neh-

men umsatzsteuerliche Fragestellungen 

(Stichworte sind z.B. der innergemein-

schaftliche Warenverkehr, die Behandlung 

von Umlagen und Zuschüssen als steuerba-

rer Umsatz oder die Behandlung der Essens-

lieferung in der Schülermensa) einen immer 

breiteren Raum ein. Aber auch Fragen der 

Einkommensteuer, etwa des Kapitalertrag-

steuerabzugs bei Ausschüttung der Eigen-
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betriebe, oder der Ertragsbesteuerung der 

Betriebe gewerblicher Art (einschließlich 

der Erstellung von Körperschaftsteuerer-

klärung) sind ebenso von der Kämmerei zu 

bearbeiten wie die Ausstellung von Spen-

denbescheinigungen. Hier ist nicht nur das 

von der Gemeindeordnung vorgegebene 

Verfahren, sondern auch die steuerrecht-

liche Abgrenzung zwischen Zuwendung 

und Sponsoring zu beachten. 

Wie schätzen Sie die Zukunftsper-
spektiven ein?

Neue Anforderungen kommen im NKHR 

(Neues Kommunales Haushalts- und Rech-

nungswesen) mit der umfassenden Erfas-

sung und Bewertung des gemeindlichen 

Vermögens sowie mit der jährlichen Erstel-

lung einer Vermögensrechnung (Bilanz) auf 

die Kämmereien zu. Auch hier ergeben sich 

Fragestellungen, die so auch täglich in der 

Steuerverwaltung zu bearbeiten sind: Lie-

gen im Einzelfall Unterhaltungsaufwendun-

gen oder Herstellungs- und Anschaffungs-

kosten vor? Wie hoch ist die Nutzungsdauer 

eines Wirtschaftsgutes? Wie ist mit gering-

wertigen Wirtschaftsgütern zu verfahren?

Wie würden Sie den von Ihnen 
eingeschlagenen Weg rückblickend 
beurteilen?

Rückblickend kann ich festhalten, dass es 

für einen engagierten, leistungsbereiten 

und geistig beweglichen Diplom-Finanz-

wirt in mehrfacher Hinsicht interessant 

sein kann, eine Tätigkeit in einer kom-

munalen Finanzverwaltung anzustreben. 

Als Angehöriger des gehobenen Dienstes 

kann er hier in nicht unerheblichem Um-

fang eigenverantwortlich handeln und 

höherwertige Aufgaben als Sachgebiets-

leiter oder gar als Amts- bzw. Fachbe-

reichsleiter wahrnehmen. 
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Familienfreundlich und zukunftsorientiert – 
Arbeiten bei KDRS/RZRS 

der Kommunalen Datenverarbeitung und 
dem Rechenzentrum der Region Stuttgart 
ein nicht nur weiblich besetztes Thema.

Das Unternehmen unterstützt die Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen bei der Be-
reitstellung der notwendigen Infrastruk-
tur und übernimmt unter anderem einen 
Teil der Kosten für das WLAN. Bis zu 75 
Prozent der Arbeitszeit können so von 
zu Hause aus erledigt werden. Um einen 
verbindlichen Rahmen zu schaffen, wurde 
ein Leitfaden zur Heimarbeit erstellt, der 
alle wichtigen Fragen zu den Vorausset-
zungen, zum Genehmigungsprozess und 
zur konkreten Umsetzung enthält.

Besonders interessant ist natürlich aus Ar-
beitgebersicht, dass Eltern schneller aus 
der Elternzeit zurückkehren, wenn sie fle-
xibler in der Arbeitszeitgestaltung sind. So 
erübrigen sich häufig die Suche nach einer 
Elternzeitvertretung und die aufwendige 
Einarbeitung neuer Mitarbeiter oder Mit-
arbeiterinnen. Vor allem im Hinblick dar-
auf, dass es im öffentlichen Sektor immer 
schwieriger wird, qualifiziertes Personal 
zu gewinnen, ist es sehr vorteilhaft, wenn 
die vorhandenen Beschäftigten zufrieden 
sind, gerne zur Arbeit kommen und nicht 
allzu lange ausfallen.

Auch in Zukunft wird KDRS/RZRS weiter 
daran arbeiten Modelle zu entwickeln, die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
dabei unterstützen Berufs- und Privatle-
ben möglichst gut vereinbaren zu können 
und damit als Unternehmen fit für die Zu-
kunft zu werden.

Kontakt

Kommunale Datenverarbeitung  
Region Stuttgart (KDRS)
Rechenzentrum  
Region Stuttgart GmbH (RZRS)
Maria Bieber,
Geschäftsbereichsleiterin Unterneh-
menskommunikation
M.Bieber@kdrs.de
www.kdrs.de

Es gibt verschiedene Gründe, warum Mit-
arbeiter Heimarbeit beantragen. Länger-
fristige Heimarbeit kann von Vorteil sein, 
wenn es beispielsweise darum geht, die 
Betreuung kleinerer Kinder zu vereinfa-
chen. Ebenso kann Heimarbeit bei der Er-
krankung eines Mitarbeiters oder dessen 
Angehörigen für eine kürzere Dauer von 
bis zu acht Wochen beantragt werden. So 
kann ein Mitarbeiter, der ein gebrochenes 
Bein hat und deswegen nicht mobil ist, 
trotzdem von zu Hause aus arbeiten und 
fällt nicht lange aus. Die dritte Variante ist 
dafür gedacht, sporadische Einzelfälle zu 
überbrücken, die nur ein paar Tage dau-
ern. Vor allem Mütter und Väter kleinerer 
Kinder sind froh über diese Möglichkeit, 
um besser privaten und beruflichen An-
forderungen gleichermaßen gerecht wer-
den zu können. Andere freuen sich über 
die gewonnene Lebensqualität, wenn Sie 
weniger Zeit mit dem Pendeln zur Arbeit 
verbringen müssen.

Bereits seit vielen Jahren können Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter bei der Kom-
munalen Datenverarbeitung der Region 
Stuttgart und dem Rechenzentrum der 
Region Stuttgart (KDRS/RZRS) Telearbeits-
plätze beantragen und einen Teil ihrer 
Arbeit von zu Hause aus erledigen. Damit 
leistet der Unternehmensverbund einen 
wichtigen Beitrag dazu, dass Beschäftig-
te Familie und Karriere besser vereinbaren 
können.

Aktuell arbeiten fast 30 Beschäftige einen 
oder mehrere Tage vom Home-Office aus 
– das sind immerhin rund zehn Prozent der 
Angestellten und Beamten. Besonders er-
freulich ist es, dass auch einige Führungs-
kräfte aus der Riege der Abteilungsleiter 
und Geschäftsbereichsleiter dieses Ange-
bot nutzen. So ist also die Telearbeit bei 

Kommunale Datenverarbeitung
Region Stuttgart

Rechenzentrum
Region Stuttgart GmbH



Das Bundeskinderschutzgesetz – Heraus- 
forderungen am Beispiel des Landkreises LB

Praxis

Die Bachelorarbeit betrachtete zunächst 
die rechtliche Ausgestaltung des Bundes-
kinderschutzgesetzes (BKiSchG). Anschlie-
ßend wurden die Herausforderungen bei 
seiner Umsetzung herausgearbeitet und 
hierzu Lösungsansätze des Landkreises 
Ludwigsburg aufgezeigt.

Das BKiSchG trat nach Bekanntwerden 
mehrerer tragischer Fälle von Kindeswohl-
gefährdung am 01. Januar 2012 in Kraft. 
Zu seinen vielfältigen Bestandteilen ge-
hört unter anderem das System Frühe Hil-
fen als ein freiwilliges, multiprofessionel-
les Unterstützungsangebot für werdende 
und junge Eltern. Um deren Kompetenzen 
von Beginn an zu stärken, Risiken früh zu 
erkennen und Gefahren bestmöglich ab-
zuwenden, sollen hier Familienhebammen 
eingebunden und Willkommensbesuche 
nach der Geburt durchgeführt werden. 

Ein weiterer Aspekt des BKiSchG ist die 
Intensivierung des Schutzauftrags nach 
dem Achten Buch Sozialgesetzbuch, der 
bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine 
Kindeswohlgefährdung nun erstmals die 
Durchführung von Hausbesuchen vor-
sieht. Diese beiden Bereiche wurden bei 
der Betrachtung der praktischen Umset-
zung genauer untersucht. 

Da es sich bei den Frühen Hilfen um Un-
terstützung auf freiwilliger Basis handelt, 
bedarf es einer breiten Angebotsvielfalt, 
um möglichst viele Familien zu erreichen. 
Um dieser Herausforderung zu begegnen, 
hat der Landkreis Ludwigsburg eine Säu-
lenstruktur geschaffen. Die erste Hilfesäu-
le basiert auf einem breiten Konzept aus 
Angeboten auf Gemeindeebene – wie 
Babysitterkurse in der Stadt Ludwigsburg 
– und Angeboten, die im gesamten Land-
kreis verfügbar sind – wie das Landespro-

gramm STÄRKE. Es ist ein vom Land Ba-
den-Württemberg initiiertes Programm, 
in dessen Rahmen Fachkräfte in den 
Städten und Gemeinden des Landkreises 
vielfältige Kurse anbieten. Darüber hin-
aus hat der Landkreis Ludwigsburg eine 
zentrale Instanz geschaffen: Die Fachstel-
le Frühe Hilfen, die ein eigenständiges 
Kooperationsprojekt zur Unterstützung 
junger Familien darstellt und sich in freier 
Trägerschaft befindet. Sie bietet kosten-
lose Unterstützung, begleitet Eltern und 
organisiert Gruppenangebote. Die zweite 
Hilfesäule bilden die Familienhebammen, 
von denen es im Landkreis Ludwigsburg 
derzeit vier gibt. Die dritte Säule basiert 
auf dem Ehrenamt. Bekanntestes Beispiel 
des Landkreises ist das Projekt Wellcome, 
bei dem praktische Hilfen durch ehren-
amtlich Engagierte vermittelt werden. 

Ein anderes Problem ist die Vernetzung 
von Institutionen wie der Jugendhilfe und 
dem Gesundheitswesen, die im Rahmen 
der Frühen Hilfen erforderlich, aber grund-
sätzlich für die Akteure nicht verpflichtend 
ist – mit Ausnahme der öffentlichen Trä-
ger, denen in Baden-Württemberg die 
Netzwerkorganisation obliegt. Im Land-
kreis Ludwigsburg erfolgt die Koopera-
tion vorrangig über die Fachstelle Frühe 
Hilfen. Sie geht auf die Partner zu, bietet 
Fortbildungen an und führt in Arbeits-
kreisen fallbezogene und fallunabhängige 
Gespräche. Darüber hinaus organisiert 
das Landratsamt einen jährlichen Fach-
tag für alle Akteure des Kinderschutzes. 
Bei diesem gibt es einen Fachvortrag und 
anschließend können sich die Teilnehmer 
gegenseitig über ihre Angebote informie-
ren. Die Teilnahme ist zwar freiwillig, doch 
hier begegnet man der einseitigen Koope-
rationsverpflichtung, indem die Partner 
auf Augenhöhe und in ihrer Fachlichkeit 
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Sina Schüssler, B. A.
 
Absolventin des Studiengangs Public 
Management. Sie hat sich in ihrer 
Bachelorarbeit mit der Thematik  
beschäftigt.



angesprochen werden, um sie auch über 
den Fachtag hinaus zur Zusammenarbeit 
zu motivieren. 

Bei der Wahrnehmung des Schutzauftrags 
ist die Einschätzung des Gefährdungsrisi-
kos eine große Herausforderung. Deshalb 
erfolgt sie beim ASD des Kreisjugend-
amtes Ludwigsburg in intradisziplinären 
Teams. Insgesamt gibt es sieben Teams, 
deren Zuständigkeit sich nach dem Wohn-
ort der Betroffenen richtet. Sie setzen sich 
wöchentlich zusammen und hier wird 
auch entschieden, ob ein Hausbesuch 
erforderlich ist. Durch diese Organisation 
hat jedes Teammitglied eine Ansprech-
person, sodass eine Einschätzung immer 
mindestens unter vier Augen geschieht. 
Zudem wurde ein Notdienst eingerichtet, 
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falls eine Meldung eingeht, die ein sofor-
tiges Tätigwerden erfordert. 

Aber auch freie Träger müssen oft eine 
Gefährdungseinschätzung vornehmen. 
Mit dieser großen Verantwortung kön-
nen sie sich überfordert fühlen. Deshalb 
hat der Landkreis Ludwigsburg mit allen 
Trägern, die Leistungen nach dem SGB 
VIII erbringen, eine einheitliche Vereinba-
rung zum Schutzauftrag der Jugendhilfe 
geschlossen. Zudem hat das Jugend-
amt einen graphischen Handlungsvor-
schlag erarbeitet, der beim Verdacht auf 
eine Kindeswohlgefährdung mögliche 
Handlungsalternativen aufzeigt. Dane-
ben empfiehlt der öffentliche Träger den 
freien Trägern die KIWO-Skala oder den 
Wahrnehmungsbogen des Universitätskli-

nikums Ulm als Hilfestellung bei einer Ge-
fährdungseinschätzung und führt regel-
mäßige Schulungen durch. Und auch die 
freien Träger sind durch die Vereinbarung 
zur stetigen Fortbildung verpflichtet.

Neben diesen Beispielen wurden im Rah-
men der Bachelorarbeit noch weitere He-
rausforderungen untersucht. Insgesamt 
hat sich gezeigt, dass der Landkreis Lud-
wigsburg intensive Bemühungen zur Ver-
besserung des Kinderschutzes im Sinne 
des Bundeskinderschutzgesetzes unter-
nimmt. Ob und inwiefern das BKiSchG 
diesen aber tatsächlich verbessern konn-
te, wird sich erst zeigen, wenn bis zum 31. 
Dezember 2015 die obligatorische bun-
desweite Wirkungsforschung des Geset-
zes abgeschlossen sein wird.



Europa erleben, verstehen und gestalten mit 
den Jungen Europäern – JEF Ludwigsburg

HVF International

Mottos „Europa erleben, verstehen und 
gestalten“ führt der Kreisverband Lud-
wigsburg vielfältige Aktionen und Veran-
staltungen durch, bei denen der europäi-
sche Gedanke gefördert wird.

Bei der JEF kann man Europa erleben. 
Nachdem der Kreisverband Ludwigsburg 
zwei Jahre in Folge eine Ausfahrt nach 
Straßburg mit Besuch des Europäischen 
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Yannic Neldert 
 
Student des Studiengangs Public Ma-
nagement und Kreisvorsitzender der 
JEF Ludwigsburg

Die JEF (Junge Europäische Föderalisten) 
ist eine überparteiliche und überkonfes-
sionelle Jugendbewegung, die sich seit 
1949 europaweit für ein vereintes Europa 
und eine aktivere Mitgestaltung Europas 
einsetzt. 

Der Kreisverband der JEF Ludwigsburg 
besteht seit drei Jahren und zählt mittler-
weile knapp 50 Mitglieder. Anhand des 



Dialog         45

Parlaments und Übernachtung unter-
nahm, ist im September 2015 eine Studi-
enfahrt nach Berlin geplant. Darüber hi-
naus besteht jedes Jahr die Möglichkeit, 
mit der JEF Baden-Württemberg interes-
sante Länder wie Albanien und Rumänien 
zu bereisen und diese aus dem europäi-
schen Blickwinkel besser kennenzulernen.

Getreu ihres Mottos hilft die JEF auch da-
bei, Europa zu verstehen. In der Vergan-
genheit hatte der Kreisverband Ludwigs-
burg politische Hochkaräter aller Ebenen 
zu Besuch. Bei Vorträgen und Gesprächen 
u.a. mit den Abgeordneten Claus Schmie-
del MdL, Steffen Bilger MdB und Rainer 
Wieland MdEP wurden spannende Einbli-
cke in europapolitische Zusammenhänge 
gewährt. Jährlich organisieren die Jungen 
Europäer Ludwigsburg ein Studium Gene-

Weiterführende Informationen 
hierzu sowie über die Jungen Europä-
ischen Föderalisten allgemein sind auf 
Facebook unter www.facebook.de/jef.
lb oder www.jef-bw.de zu finden.

rale zum Thema Europa in Zusammenar-
beit mit der HVF, wobei zuletzt Landrat 
Dr. Rainer Haas referierte. 

Außerdem versucht die JEF Europa aktiv zu 
gestalten. Bei Street Actions und öffent-
lichen Aktionen setzen sich die „Jungen 
Europäer“ lautstark für den europäischen 
Gedanken ein. So wurde zum Beispiel im 
Vorfeld der Europawahlen 2014 mit der 
„Europaretter-Kampagne“ für eine höhe-
re Wahlbeteiligung geworben.

Im Mittelpunkt dieser vielfältigen Aktio-
nen und Veranstaltungen steht die Philo-
sophie, dass politische Partizipation nicht 
so trocken und langweilig sein muss, wie 
es sich viele junge Menschen vorstellen. 
Um für den europäischen Gedanken zu 
begeistern, ist es also wichtig, dass der 

Spaß nicht zu kurz kommt. So schaffen es 
die „Jungen Europäer“, sich als attraktive 
und vielseitige politische Organisation ei-
nen Namen zu machen.

Monatlich findet ein Stammtisch der Jun-
gen Europäer Ludwigsburg statt, wozu 
alle Interessierten herzlich eingeladen 
sind. 

Yannic Neldert
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e-Government gegen Korruption – 
Eine Lektion aus dem Donauraum

HVF International

In meinem letzten Beitrag ging es darum, 
dass der Donauraum aus 14 Staaten be-
steht, die voneinander lernen können und 
sollen. Bei der eGovernance-Konferenz 
in Ljubljana im vergangenen Februar er-
gab es sich wieder, dass ich etwas lernen 
konnte: 

Im Gespräch erzählte ein überaus inte-
ressanter Donauraumafficonado, Blaž 
Golob vom GoForesight Institute, dass er 
vor Kurzem in Montenegro eine Verwar-
nung wegen zu schnellen Fahrens erhal-
ten hatte. Zu seinem Erstaunen verwen-
deten die Polizisten hierfür ein mobiles 
Handgerät, welches via Datenaustausch 
mit der Behörde verbunden war. Sie tipp-
ten das Kennzeichen ein, lösten damit 
automatisch eine Anfrage aus, ob gegen 
den Halter etwas vorläge oder nach dem 
Fahrzeug gefahndet würde und es war 
ihnen erst dann möglich, die Verwarnung 
auszudrucken. Natürlich stand auf dieser 
Verwarnung auch der Betrag, sodass et-
waige Trinkgelder – immerhin waren die 
Balkanländer jahrhundertelang osmanisch 
besetzt und Bakschisch ist nicht nur da-
mals üblich gewesen – oder illegale Mehr-
gebühren ausgeschlossen waren. Auch 
die Abführung der gezahlten Strafe an 
die Staatskasse ist gesichert, denn diese 
wusste nun genau, wie viel die beiden Po-
lizisten kassiert haben mussten.

Ich musste bei dieser Erzählung lachen und 
an meine letzten diesbezüglichen Erleb-
nisse denken, so an einen österreichischen 
Polizisten, der meiner Frau einen händisch 
ausgefüllten Papierzettel mit unleserli-
chem Namen, euphemistisch Organstraf-
verfügung genannt, in die Hand drückte. 
Ob dieser die zehn Euro bei der Bezirks-
hauptmannschaft Innsbruck-Land abge-
liefert hat, blieb wohl ihm überlassen. 

Analog der joviale bayerische Dorfpolizist, 
der einen mit der Hand ausgefüllten Straf-
zettel nach wortreichem Argumentieren 
meinerseits kurzerhand zerriss – auch die 
Kunst des Geschichtenerzählens wurde 
im alten osmanischen Reich am Balkan 
gepflegt. Und technisch sollte es ja kein 
Problem sein, sich an Montenegro ein Bei-
spiel zu nehmen: Immerhin sind die meis-
ten Parküberwachungsorgane (oder wie 
immer sie in Amtsdeutsch heißen) bei uns 
mit ähnlichen mobilen Geräten ausge-
stattet wie die montenegrinische Polizei. 
Warum also nicht unsere Polizei ebenfalls 
damit ausstatten und so e-Government 
sinnvoll einsetzen? Meine Gesprächspart-
ner in Ljubljana waren jedenfalls erstaunt 
zu hören, dass bei uns die Polizei noch mit 
Vordruckblock und Kugelschreiber unter-
wegs ist.

Prof. Dr. Robert Müller-Török
 
 Donauraumbeauftragter der HVF
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HVF International

Reisen bildet –  
Europa wächst zusammen

tischen Ungarn und erläuterte sehr viele 
Zusammenhänge. Die Fragen unserer 
Gruppe beantworteten Tim Kraski, Wiss. 
Assistent und Doktorand sowie zwei Stu-
dierende, die abends zu uns stießen.

Ein Besuch der Partnerhochschule NATIO-
NAL UNIVERSITY OF PUBLIC SERVICE eröff-
nete den  zweiten Tag. Wir wurden vom  De-
kan der Fakultät Public Administration, Prof. 
Dr. Kiss, begrüßt, der in seinem nachfolgen-
den Vortrag auf die aktuellen Strukturände-
rungen im öffentlichen Verwaltungssektor 
einging. Danach ehrte uns der ehemalige 
Justizminister Ungarns, Prof. Dr. Takacz, an 
seinem 60. Geburtstag mit einem Vortrag 
zum Thema Ethik der Beamten. Er ließ es 
sich nicht nehmen, auch den Abend des Fol-
getags mit uns zu verbringen und uns in be-
eindruckender Weise wertvolle Erkenntnisse 
zu der Geschichte der deutsch-ungarischen 
Beziehungen zu vermitteln.

Wie europäische Integration und Net-
working aussehen, konnten wir bei die-
ser lehrreichen Studienfahrt nach Ungarn 
erleben. Die perfekte Grundorganisation 
der Abschlusskurse X/12 und Y/12 wurde 
von Prof. Raviol, eigentlich im Ruhestand, 
ergänzt. Dank seiner Kontakte und seiner 
Erfahrung öffneten sich viele ungeahnte 
Türen.

So lernten wir u.a. zwei Hochschulen ken-
nen. Die ausschließlich deutschsprachi-
ge ANDRASSY UNIVERSITÄT BUDAPEST 
(AUB) lud ins historische Stadtpalais. Sie 
ist der Europaidee verschrieben und bietet 
deshalb internationale Master-Studien-
gänge an. Träger sind Baden-Württem-
berg, Bayern, der Bund, Österreich und 
Ungarn; Unterstützung kommt aus der 
Schweiz und Trentino-Südtirol. Prorektor 
Prof. Dr. Hansen referierte für uns über 
das politische System im postkommunis-

Gravierende Unterschiede zur Haupt-
stadt vermittelte uns unser Ausflug am 
nächsten Tag nach Oroszlàny, das 70 km 
westlich von Budapest liegt. Besichtigun-
gen eines ehemaligen Klosters und eines 
Bergwerks sättigten unser liegenschaftli-
ches Interesse. Geschichte lehrte uns ein 
als Museum eingerichtetes typisches altes 
Haus der Region. Dort wurden wir vom 
Vizebürgermeister samt Abordnung und 
Presse herzlich begrüßt, wobei die sprach-
liche Barriere von Austauschstudenten in 
hervorragender Weise überbrückt wurde. 

Der Abschluss der Studienreise erfolgte 
bei der Schlösserverwaltung im Schloss 
Gödöllö, wo die Sommerresidenz der Ös-
terreich-Ungarischen Monarchie war.

Prof. Dr. Peter Eisenbarth
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Studienreise 
Mailand 2015

HVF International

Zum 19. Mal fand in diesem Jahr die Stu-
dienreise nach Mailand statt. Auch in die-
sem Jahr wurde die Studienreise von un-
serem langjährigen Partnerinstitut, dem 
EUPOLIS, unterstützt, mit dem unsere 
Hochschule über viele Jahre hinweg hoch-
karätig besetzte wissenschaftliche Konfe-
renzen unter Leitung des ehemaligen Pro-
rektors Prof. Wolfgang Rieth in der Villa 
Vigoni durchführte.

Das vorwiegend von Dr. Walter Tamarindo 
organisierte Programm beschäftigte sich 
am ersten Tag vormittags überwiegend 
mit dem deutschen und dem italienischen 
Steuerrecht. Anhand von praktischen 
Fällen stellten die Studierenden bei ver-
schiedenen Fallvarianten die Steuerbelas-
tung deutscher Steuerbürger dar. Mit Dr. 
Tamarindo wurden die Unterschiede zum 

italienischen Steuerrecht herausgearbeitet 
und die Steuerbelastung in vergleichbaren 
Fällen nach italienischem Steuerrecht dar-
gestellt. Dieser Rechtsvergleich kam letzt-
lich zu dem Ergebnis, dass in den meisten 
Fällen die Steuerbelastung sehr ähnlich 
ist, wobei das italienische Steuerrecht kei-
nen Grundfreibetrag kennt und geringere 
Absetzungsmöglichkeiten für bestimmte 
Gruppen wie Alleinerziehende, Pendler 
und Familien beinhaltet. 

Am Nachmittag wurde das neue elektro-
nische Beschaffungswesen für die italieni-
schen Kommunen behandelt. Vor allem die 
Studierenden des Studiengangs Public Ma-
nagement engagierten sich in der anschlie-
ßenden Diskussion. Weiterer Schwerpunkt 
des ersten Nachmittags war die Pflicht zur 
elektronischen Rechnungsstellung in Italien 
und die europäischen Vorgaben hierfür. Dr. 
Walter Tamarindo erläuterte den aktuellen 
Stand der Umsetzung in Italien, Prof. Wolf-
gang Rieth in Deutschland. Die Teilnehmer 
verwiesen darauf, dass im Bereich des E-
Government die Hochschule für öffentliche 
Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg, 
unter anderem mit dem ehemaligen Pro-
rektor Prof. Helmut Hopp, ausgewiesene 
Experten und langjährige wissenschaftliche 
Erfahrung besitzt.

Der Schwerpunkt des zweiten Tages lag 
im Kennenlernen der Verwaltungsabläu-
fe der italienischen Steuerbehörden. Ein 
Highlight war auch in diesem Jahr der 
Besuch der Accademia della Guardia di 
Finanza in Bergamo. In dieser Akademie 
werden die Offiziere in einem fünfjähri-
gen Studium ausgebildet. Die Guardia di 
Finanza nimmt in Italien Aufgaben des 
Zolls, der Steuerfahndung sowie der Be-
triebsprüfung wahr und ist zudem für den 
Schutz der Landesgrenzen zuständig. Vor 
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kammer auf der Tagesordnung.

Neben einem hochwertigen Fachpro-
gramm konnten die Studierenden an den 
Abenden auch die italienische Lebens-
weise und Mentalität kennenlernen. Am 
Mittwochabend ergab sich zudem die 
Möglichkeit für unsere Studierenden auf 
einer Erasmus-Party Studierende anderer 
Länder kennenzulernen. 

An der diesjährigen Studienreise nahmen 
49 Studierende beider Fakultäten teil. 
Dieses große Interesse der Studieren-
den an solchen Exkursionen ins Ausland 
zeigt, dass die Hochschule künftig wieder 
verstärkt Anstrengungen unternehmen 
muss, Studienreisen für Studierende zu 
ermöglichen. Für viele Studierende sind 
Studienreisen die einzige Möglichkeit, 
Verwaltungen und Rechtssysteme ande-
rer Länder kennenzulernen. Auch für das 
Erlernen interkultureller Kompetenz sind 
Studienreisen und Auslandsaufenthalte 
für Studierende unabdingbar.

Studiendekan Prof. Stefan Faiß

allem die Vielfältigkeit des Studiums, un-
ter anderem viel Sport, Schießübungen 
und eine fundierte juristische Ausbildung, 
beeindruckte die Studierenden.

Am Nachmittag wurde in einem drei-
stündigen Vortrag den Studierenden im 
Finanzamt Bergamo die Arbeitsweise ei-
nes italienischen Finanzamts erläutert. 
Die Studierenden der Steuerverwaltung 
waren insbesondere darüber erstaunt, 
dass die Arbeit in einem italienischen Fi-
nanzamt weitgehend ohne Akten erfolgt. 
Auch die vielen Zugriffsmöglichkeiten des 
Finanzamts, z.B. auf die Konten der Steu-
erpflichtigen, waren für die Gruppe von 
großem Interesse. 

Am Mittwoch erläuterten Prof. Pola, Prä-
sident des EUPOLIS, und Dr. Tamarindo 
zunächst den Staatsaufbau und die Finan-
zierung des italienischen Staates. Dabei 
hoben die Referenten hervor, dass – im 
Gegensatz zu Deutschland – in Italien 
die Bundesländer (Regionen) für das Ge-
sundheitswesen zuständig sind. Finanziert 
wird dieses System über eine Art erwei-

terter Gewerbesteuer. Das Gesundheits-
system Italiens ist nicht beitragsfinanziert. 
Im Gegensatz zu Deutschland existiert in 
Italien bereits seit Jahren eine Art „Bür-
gerversicherung“. Jeder Bürger hat einen 
Anspruch auf eine Grundversorgung, wo-
bei Zusatzleistungen privat versichert wer-
den müssen. In einem weiteren Vortrag 
verglich Prof. Pola die Struktur der Kom-
munen in Italien mit Deutschland und an-
deren europäischen Ländern. Zudem ging 
er auf den Schuldenstand der einzelnen 
EU-Mitgliedsstaaten ein. An dieser eng-
lischsprachigen Veranstaltung nahmen 
auch Erasmus-Studenten der Mailänder 
Bicocca Universität teil. 

Am Freitag reiste die Gruppe nach Ge-
nua. In einem sehr engagierten Vortrag 
erfuhren die Studierenden am Beispiel der 
Stadt Genua den Wandel einer Industrie-
stadt hin zu einer Kultur- und Tourismus-
stadt, samt der damit verbundenen Pro-
bleme, vor allem der Finanzierung dieses 
Strukturwandels. Am Nachmittag stand 
im Rahmen einer Stadtführung auch ein 
kurzer Besuch der italienischen Handels-
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Verabschiedungen

36 Jahre lehrte Prof. Eberhard Rick an der Hochschule und verhalf durch seine  
engagierten Vorlesungen unzähligen Studierenden zu ihrem erfolgreichen Abschluss.

Zur Person

Prof. Eberhard Rick in den Ruhestand verabschiedet

Am 31. August 2014 ist Herr Prof. Eberhard 
Rick in den wohlverdienten Ruhestand ge-
treten. Prof. Rick wurde am 20. März 1949 
in Heilbronn geboren. Nach seinem Abitur 
studierte er von 1967 bis 1972 Rechtswis-
senschaften in Heidelberg, München und 
Freiburg. Von 1972 bis 1975 war Prof. Rick 
Rechtsreferendar in Heilbronn. Nach seiner 
Referendarzeit begann er seine Karriere 1975 
im höheren Dienst der Finanzverwaltung 
zunächst beim Finanzamt Ludwigsburg, 
danach als Sachgebietsleiter der Rechtsbe-
helfstelle beim Finanzamt Stuttgart II. 

Bereits im Alter von 29 Jahren nahm 
Prof. Rick 1978 seine Lehrtätigkeit an der 

Hochschule für Finanzen auf, zunächst 
im Wege einer Abordnung. Zum Profes-
sor wurde Eberhard Rick nach drei Jah-
ren Lehrtätigkeit am 01.06.1981 berufen. 
Prof. Rick lehrte während seiner rund 
33-jährigen Professorentätigkeit in nahe-
zu allen Fächern. Im Laufe der Jahrzehnte 
spezialisierte er sich vor allem auf die Fä-
cher „Bilanzsteuerrecht“  und „Besteue-
rung der Gesellschaften“. 

Während seiner 36-jährigen Tätigkeit an 
unserer Hochschule wirkte Prof. Rick an 
zahlreichen Veröffentlichungen mit. Er 
war alleiniger Autor und Mitautor zahlrei-
cher Lehrbücher und Fallsammlungen. Mit 
Vorträgen, Lehraufträgen und Seminaren 
in anderen Institutionen trug Prof. Rick 
sein Wissen auch über den Hochschul-
campus hinaus. Er leistete damit einen 
Beitrag zum guten Ruf unserer Hochschu-
le in der Öffentlichkeit.

Herr Prof. Eberhard Rick bleibt auch nach 
seinem Eintritt in den Ruhestand der 
Hochschule treu. Derzeit hat er einen 
umfangreichen Lehrauftrag im Fach „Be-
steuerung der Gesellschaften“ im Haupt-
studium. Die Studierenden profitieren so 
auch noch während seines Ruhestandes 
von dem großen Wissen, das Prof. Rick im 
Laufe der Jahrzehnte erworben hat.

Wir wünschen Prof. Eberhard Rick noch vie-
le erfüllte Jahre in Gesundheit, Glück und 
Zufriedenheit und hoffen, dass er uns auch 
in den kommenden Jahren weiterhin als en-
gagierter Lehrbeauftragter erhalten bleibt.

Studiendekan Prof. Stefan Faiß
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Prof. Dr. Matthias Mitsch

Zum 1. Februar 2015 wurde ich zum Profes-
sor an der Fakultät I für Öffentliches Dienst- 
und Arbeitsrecht berufen. Als Absolvent im 
Studiengang Allgemeine Finanzverwaltung 
bin ich damit an die Hochschule zurückge-
kehrt, an der ich selbst zunächst studiert 

und zum Dipl.-Finanzwirt (FH) abgeschlos-
sen habe. Meine damaligen Hochschulleh-
rer Herr Prof. Becker und Herr Prof. Pfeifer 
sind heute meine Kollegen.

Unmittelbar anschließend an den Ab-
schluss meiner Ausbildung für den ge-
hobenen Verwaltungsdienst studierte ich 
Rechtswissenschaften an der Eberhard-
Karls-Universität Tübingen und absolvier-
te mein Referendariat am Landgericht 
Stuttgart. Promoviert habe ich am Lehr-
stuhl für Staats- und Verwaltungsrecht, 
Völkerrecht, Europarecht und auswärtige 
Politik bei Prof. Dr. Martin Nettesheim 
an der Universität Tübingen zum Thema 
„Bund-Länder-Regress nach Verhängung 
von EU-Zwangsgeldern“.

Im Jahr 2009 bin ich in den höheren 
Dienst der Finanzverwaltung des Landes 
Baden-Württemberg eingestellt wor-
den. Im Rechtsreferat des Landesamtes 

tin und des Pressesprechers. Im August 
2009 kehrte ich an das Finanzministerium 
zurück und war zunächst als Referent für 
Liegenschaften, Immobilienmanagement 
und alternative Finanzierungen wie z.B. 
Öffentlich-Private Partnerschaften tätig. 
Ab November 2013 wurde ich in der dor-
tigen Zentralstelle eingesetzt und bildete 
als „Spiegelreferent“ eine Art „Binde-
glied“ zwischen der Hausspitze sowie den 
dortigen Abteilungen 4 und 5.

Die Berufung an die Hochschule Ludwigs-
burg bedeutete für mich die gewünschte 
„Rückkehr“ zum Steuerrecht, das ich für 
eine ebenso interessante wie herausfor-
dernde Rechtsmaterie halte. Im Winterse-
mester 2014/15 habe ich die Fächer Ein-
kommensteuer und Öffentliches Recht im 
Studienabschnitt G I unterrichtet. Im Som-
mersemester 2015 halte ich Vorlesungen 
im Einkommensteuerrecht für Studieren-
de des Studienabschnitts G III.

Prof. Dr. Michael Kosmalla

Seit 1. Oktober 2014 bin ich hauptamtli-
cher Dozent für Besitz- und Verkehrsteu-
ern mit dem Schwerpunkt Besteuerung 
der Gesellschaften an der Fakultät II. Ge-
boren und aufgewachsen in Kaufbeuren, 
studierte ich nach dem Abitur und dem 

Wehrdienst Rechtswissenschaften an der 
Universität Augsburg. Im Anschluss daran 
folgten das Referendariat im Oberlandes-
gerichtsbezirk München sowie die Promo-
tion.

Im Juni 2004 trat ich beim Finanzamt 
Ulm in die Steuerverwaltung des Landes 
ein. Nach dem Einweisungsjahr war ich 
zunächst als Sachgebietsleiter für Veran-
lagung und Vollstreckung beim Finanz-
amt Aalen tätig. Ein weiteres Jahr später 
wurde mir das Angebot gemacht, im Rah-
men einer einjährigen Abordnung an das 
Finanzministerium Baden-Württemberg 
Vorarbeiten für ein neu zu schaffendes 
Landesbeamtenversorgungsgesetz zu leis-
ten. Nachdem dieses „Durchläuferjahr“ 
beendet war, wechselte ich im September 
2007 an die Oberfinanzdirektion Karlsru-
he und übernahm dort die Aufgaben des 
Leiters des Präsidialbüros, des Persönli-
chen Referenten der Oberfinanzpräsiden-

für Besoldung und Versorgung Baden-
Württemberg (LBV) nahm ich in Angele-
genheiten des Öffentlichen Dienst- und 
Arbeitsrechtes die Prozessführung vor 
der Verwaltungs-, Finanz- und Arbeits-
gerichtsbarkeit wahr. Zudem bekleidete 
ich die Funktion des Behördlichen Daten-
schutzbeauftragten. Von 2013 bis 2014 
hatte ich die Aufgabe der Leitung des 
Rechtsreferates beim LBV inne, bevor ich 
nach einer kurzen Zeit beim Finanzamt 
Waiblingen nun an die Hochschule Lud-
wigsburg gewechselt bin. Lehren werde 
ich an unserer Hochschule in allen Bache-
lorstudiengängen der Fakultät I sowie im 
berufsbegleitenden Masterstudiengang 
Public Management.  

Geboren, aufgewachsen und wohnhaft 
bin ich in Stuttgart. In meiner Freizeit trei-
be ich gerne Sport. Am liebsten übe ich 
eine Mannschaftssportart aus, fahre Fahr-
rad oder gehe schwimmen.

Neu an der Hochschule
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Zur Person

Prof. Dr. Tanja Leibold

Zum 1. März 2015 wurde ich als Professo-
rin an die Hochschule (Fakultät II) berufen. 
Ich habe Rechtswissenschaften an der 
Universität Freiburg studiert. Nach dem 
Zweiten Juristischen Staatsexamen bin 
ich im Jahr 2003 in den höheren Dienst 

der Steuerverwaltung des Landes Baden-
Württemberg eingetreten. Zunächst war 
ich als Sachgebietsleiterin im Finanzamt 
Karlsruhe-Durlach tätig. Von dort wech-
selte ich als Pressereferentin in das Fi-
nanzministerium Baden-Württemberg. 
Es folgte eine Tätigkeit als Referentin für 
Finanzpolitik in der Landesvertretung Ba-
den-Württemberg beim Bund in Berlin, im 
Rahmen derer ich für die Berichterstattung 
über die Steuergesetzgebungsverfahren 
im Bundestag und Bundesrat zuständig 
war. Anschließend wurde ich als Referen-
tin in das Staatsministerium berufen, wo 
ich in der Grundsatzabteilung im Referat 
für Bundespolitik, Föderalismus und Bund-
Länder-Finanzbeziehungen tätig war. 

Ende des Jahres 2008 wurde ich persönliche 
Referentin des Staatssekretärs im Staatsmi-
nisterium. Zu meinen Aufgaben gehörte u. 
a. die Vorbereitung der Kabinettssitzungen 
der Landesregierung. Es folgte eine Tätigkeit 

lung und Strukturplanung (IRS) in Erkner 
(b. Berlin) praxisnahe Erfahrungen im Be-
reich der Stadt- und Regionalentwicklung 
sammeln (vor allem zu Fragen der Europä-
ischen Integration im deutsch-polnischen 
Grenzraum). Von 2003 an war ich dann 
wiederum als Hochschullehrer für Sozio-
logie an den Universitäten Kassel, Darm-
stadt und Freiburg in Lehre und Forschung 
(u.a. zu Fragen postindustrieller Stadtent-
wicklung) tätig. Diesen Arbeitsabschnitt 
habe ich mit einer Habilitation zu Fragen 
von Rückkehrmigration und Heimatbe-
dürftigkeit im Zeitalter der Globalisierung 
abgeschlossen.

Bis zum anstehenden Schulwechsel unse-
res zehnjährigen Sohnes im Sommer 2015 
ist der Lebensmittelpunkt der Familie in 
Kassel. Da wir alle drei gerne wandern und 
mit dem Fahrrad unterwegs sind, werden 
wir uns Ludwigsburg und sein Umland 
schnell als neue Heimat erschließen.

Prof. Dr. Jörg 
Dürrschmidt

Zum 1. Oktober 2014 wurde ich zum 
Professor für Soziologie mit den Arbeits-
schwerpunkten Stadtentwicklung, Migra-
tion und demografischer Wandel an die 

Fakultät I der Hochschule berufen. Diese 
Professur habe ich gerne angenommen, 
weil das Arbeitsprofil drei spannende 
Schlüsselthemen zukünftiger gesellschaft-
licher Entwicklung bündelt.

Ich habe Philosophie und Soziologie in 
Jena, Bielefeld und London studiert, wobei 
mich durchgängig das Thema der interkul-
turellen Verständigung und deren Umset-
zung im Alltag interessierten. Hierzu habe 
ich 1996 mit einer Arbeit über Alltagsmili-
eus in der Global City London promoviert. 
Anschließend war ich bis 2000 als Hoch-
schullehrer für Soziologie an der Universi-
ty of the West of England in Bristol tätig. 
Aus dieser Zeit hat sich neben den wissen-
schaftlichen Kontakten eine Sympathie für 
die englische Sprache und Kultur erhalten.

Zurück in Deutschland konnte ich von 
2000 bis 2003 als Wissenschaftlicher Mit-
arbeiter am Institut für Regionalentwick-

als persönliche Referentin des Ministers für 
Bundes-, Europa- und internationale Angele-
genheiten. Dort lag der Schwerpunkt meiner 
Tätigkeit bei bundespolitischen Gesetzge-
bungsverfahren. Nach dem Regierungswech-
sel im Jahr 2011 wechselte ich als Referentin 
in das Finanz- und Wirtschaftsministerium in 
die Stabstelle für Neue Steuerung und Um-
wandlung von Landeseinrichtungen. 

Berufsbegleitend sowie während der El-
ternzeit habe ich über ein steuerstrafrecht-
liches Thema am Max-Planck-Institut für 
ausländisches und internationales Straf-
recht Freiburg promoviert. Ich lebe mit 
meinem Mann und unseren beiden Söh-
nen Emil und Oscar im Landkreis Karlsru-
he. In meiner Freizeit interessiere ich mich 
für Politik und Kultur und bin gerne in der 
Natur. Mein herzlicher Dank gilt meinen 
Kolleginnen und Kollegen, die mich in 
meinen ersten Wochen an der Hochschu-
le sehr hilfreich unterstützt haben.

Neu an der Hochschule



Prof. Dr. Arne Pautsch

Seit dem 1. September 2104 bin ich – als 
Inhaber einer Professur für Öffentliches 
Recht und Kommunalwissenschaften – an 
der HVF Ludwigsburg tätig, wo ich zudem 
die Leitung des Instituts für Bürgerbeteili-
gung und Direkte Demokratie unter dem 

Dach des IAF übernommen habe. Mein 
Werdegang ist seit jeher eng mit der Wis-
senschaft verbunden, ergänzt durch Pha-
sen ausgeprägter Berufspraxis. Nach dem 
Jurastudium an der Universität Göttingen 
(1995-2000) und dem Ersten juristischen 
Staatsexamen (2000) habe ich parallel zur 
Promotion im Öffentlichen Recht bei Prof. 
Dr. Christian Starck (2003) als Fakultätsent-
wickler der Juristischen Fakultät in Göttin-
gen rund drei Jahre Erfahrungen im Wis-
senschaftsmanagement sammeln können.

Der Hochschulverwaltung bin ich nach dem 
2005 erfolgreich absolvierten Referendariat 
auch als Referent für Qualitätssicherung in 
Studium und Lehre sowie Hochschulrecht an 
der Universität Bayreuth (2005-2006) eng 
verbunden geblieben. Im Jahr 2006 folgte 
ich dem Ruf aus meiner niedersächsischen 
Heimat und nahm die Herausforderung an, 
dort für das Amt des hauptamtlichen Bür-
germeisters zu kandidieren – mit Erfolg. 

Im Anschluss an die schöne Zeit an der 
Universität wurde ich als Rechtsanwalt 
zugelassen und habe in einer mittelstän-
dischen Rechtsanwaltskanzlei – überwie-
gend im Bereich des Steuerrechtes und 
Gesellschaftsrechtes – gearbeitet. Wäh-
rend dieser Zeit hielt ich im Rahmen von 
Lehraufträgen weiterhin Kontakt zu ver-
schiedenen Hochschulen.

Privat halten mich – vor allem aber meine 
Frau – unsere drei Söhne im Alter von 8, 
12 und 15 Jahren ständig auf Trab. Ent-
spannen kann ich mich auf dem Fahrrad, 
beim Langlaufen, im Theater, mit einem 
guten Buch und auf Reisen mit meiner Fa-
milie, vorwiegend nach Italien. Ich freue 
mich darauf, Teil dieser Hochschule zu sein 
und sie mit Ihnen gemeinsam zu gestal-
ten. Dabei war bereits die Unterstützung 
zum Einstieg seitens zahlreicher Kollegen 
äußerst hilfreich, wofür ich mich an dieser 
Stelle herzlich bedanken möchte.

Prof. Dr. Michael Szczesny

Seit dem 1. Oktober 2014 bin ich Mitglied 
der Fakultät II. Dort unterrichte ich seit 
März 2015 im Studienfach Besteuerung 
der Gesellschaften. Bevor ich in den Vor-
lesungsbetrieb einsteigen konnte, erfolgte 
eine Abordnung an das Finanzamt Tau-

berbischofsheim, wo mir viele tolle Men-
schen Einblick in die Abläufe der Verwal-
tung gewährten. 

Geboren und aufgewachsen in Thürin-
gen, zog es mich nach dem Zivildienst 
nach Franken zum Studium der Rechts-
wissenschaften an die Julius-Maximilians-
Universität Würzburg. Das Referendariat, 
für das ich dem OLG Bamberg zugeordnet 
war, schloss ich Ende 1999 mit der Zwei-
ten Juristischen Staatsprüfung ab. Bereits 
während des Referendariats ergab sich 
als Wissenschaftlicher Mitarbeiter und im 
Anschluss als Wissenschaftlicher Assistent 
am Lehrstuhl für Finanz- und Wirtschafts-
recht sowie Zivilrecht bei Herrn Prof. Dr. 
Klaus Tiedtke in Würzburg die Gelegen-
heit, steuerrechtliches Wissen zu erwer-
ben und an Studierende weiterzugeben. 
In dieser Zeit entstand auch meine Dok-
torarbeit zu den Korrekturvorschriften der 
Abgabenordnung.    

In der Samtgemeinde Sickte (bei Braun-
schweig) habe ich von 2006 bis 2011 eine 
prägende Zeit an der Spitze einer Kommune 
erleben dürfen. Mit diesen Erfahrungen zog 
es mich dann im Herbst 2011 zurück in die 
Wissenschaft. Zum WS 2011/2012 habe ich 
den Ruf der Hochschule Osnabrück auf eine 
Professur für Öffentliches Recht angenom-
men und dort überwiegend auf dem Gebiet 
des allg. Verwaltungsrechts sowie des Kom-
munalrechts gelehrt und geforscht.

Mit dem zum 1. September 2014 vollzo-
genen Wechsel an die HVF Ludwigsburg 
schließt sich für mich ein Kreis. Ich freue 
mich, nun an unserer Hochschule u.a. das 
Kommunalrecht im Schwerpunkt zu ver-
treten. Zum Schluss noch ein wenig Pri-
vates: Ich bin 1974 im niedersächsischen 
Braunschweig geboren und mit einer 
Pfarrerin (Ev.-luth.) verheiratet. In meiner 
freien Zeit bin ich u.a. leidenschaftlicher 
Frankreichreisender und Opernliebhaber. 
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Kurz berichtet
Vernissage „Kunststücke“ im Foyer der Hochschule

Vermischtes

Am 17. März 2015 fand im Foyer der 
Hochschule für öffentliche Verwaltung 
und Finanzen in Ludwigsburg die Eröff-
nung der Ausstellung „Kunststücke“ 
statt. Auf der gut besuchten Veranstal-
tung konnten insgesamt 25 Kunstwerke 
von Antje Lindel und Heinz Hofer bewun-
dert werden. Ein kleines Buffet sorgte 
für das leibliche Wohl der Anwesenden, 
während Frau Christine Wiker (Studen-
tin im Hauptstudium des Studiengangs 
„Steuerverwaltung“) der Vernissage mit 
ausgewählten Stücken auf dem Klavier 
einen besonderen musikalischen und har-
monischen Glanz verlieh. Die Ausstellung 
kann noch bis August 2015 im Foyer der 
Hochschule besucht werden.

Über die Künstler

Heinz Hofer beschäftigt sich seit 1979 lei-
denschaftlich mit der Aquarellmalerei. Er 
unternahm zahlreiche Studienreisen, die 

ihn fern des europäischen Kulturraumes 
über Marokko und Ägypten bis nach Ita-
lien und Griechenland führten. Thomas 
Niecke, der Leiter des „Kunsthaus und 
Galerie Keim“ in Stuttgart, beschreibt 
ihn als einen Aquarellmaler, „der Ruhe 
und Kraft gleichzeitig ausdrückt. Dinge 
sichtbar macht, wo wir sonst nichts sehen 
würden. Ein begnadeter Erfasser des Aus-
schnittes.“ Seine Bilder lebten besonders 
vom Detail, kaum eine Malfläche bleibe 
weiß.

Auch Antje Lindel interessiert sich schon 
seit ihrer Kindheit leidenschaftlich für die 
darstellende Kunst. Hauptberuflich ist sie 
in der Medizin tätig, ihre Urlaube dienen 
in der Regel ausschließlich der Malerei. 
„Malen ist kein ‚Hobby‘, sondern eine 
ständige Herausforderung zur vollen Leis-
tung und fordert den ganzen Menschen. 
‚Entspannung‘, wie die meisten Menschen 
dahinter vermuten, ist es keinesfalls – 

eher im Gegenteil! Wenn ich male, dann 
100%ig!“, so Lindel. Am meisten faszi-
niert sie dabei das Aquarell, „wegen der 
Spontanität, den miteinander arbeitenden 
Farbverläufen oder den oft überraschen-
den Farb- und Formeffekten durch Mi-
schungen, Lasuren und Überlagerungen“. 
Motive gebe es überall, man müsse sie nur 
sehen.

Prof. Thomas Scheel
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Ludwigsburger Autoren

Ludwigsburger Autoren

Matthias Alber/Ewald Dötsch u.a.
�� Neukommentierung des Anhangs 3 zum UmwStG, Umstruk-

turierungen bei nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG steuerfreien Kör-
perschaften, Kommentar zum KStG, 82. Erg.Lief., Dez. 2014

�� Neukommentierung des § 6 KStG zur Einschränkung der Be-
freiung von Pensions-, Sterbe-, Kranken- und Unterstützungs-
kassen, Kommentar zum KStG, 83. Erg.Lief., April 2015

Matthias Alber/Jürgen Hottmann u.a.
�� Die GmbH im Steuerrecht, Teil D: Der Geschäftsführer 

im Ertragsteuerrecht; Teil F: Die laufende Besteuerung 
der GmbH (S. 480-944); Teil G: Die Besteuerung beim 
Anteilseigner (S. 997-1067), 4. Aufl., Mai 2015

Arnd Diringer
�� Gender Pay Gag – Per Glückspiel zur Geschlechtsdiskri-

minierung, Arbeit und Arbeitsrecht, 2015, S. 32-34
�� Geschlechtsdiskriminierung – Frauen verdienen weniger? 

Wie Studien täuschen!, Focus-Online, 12.03.2015
�� Ein Urteil in einem Satz, Justillon, 05.02.2015
�� S/M Lokal ist gerichtsbekannt, Justillon, 10.02.2015
�� Der Bundesgerichtshof ein Tendenzbetrieb?, Justillon, 

14.04.2015
�� Sturz von einer Bierbank – Bei einer Lehrerin ein Dienst-

unfall, Justillon, 20.04.2015

Christiane Dürr
�� Der Kirchensteuerabzug auf Kapitalerträge ab 2015, Steuer-

Seminar Praktische Fälle des Steuerrechts, 2014, S.149-152
�� Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei Bau-

leistungen, Steuer-Seminar Praktische Fälle des Steuer-
rechts, 2014, S.162-165

�� Vorsteuerabzug aus allgemeinen Aufwendungen des 
Unternehmers, Steuer-Seminar Praktische Fälle des Steu-
errechts, 2014, S.190-192

�� Steuerrechtliche Anerkennung von Darlehensverträgen 
zwischen Angehörigen, Steuer-Seminar Praktische Fälle 
des Steuerrechts, 2014, S.232-234

�� Verdeckte Einlage und Zufluss von Gehaltsbestandteilen 
bei einem Gesellschafter-Geschäftsführer, Steuer-Seminar 
Praktische Fälle des Steuerrechts, 2014, S.264-266

�� Voraussichtlich dauernde Wertminderung bei börsen-
notierten Akten, Steuer-Seminar Praktische Fälle des 
Steuerrechts, 2014, S.301-303

�� Geldwerter Vorteil bei Betriebsveranstaltungen ab 2015, Steu-
er-Seminar Praktische Fälle des Steuerrechts, 2015, S.72-74

�� Betriebsausgabenabzug im Rahmen der Einnahmen-
überschussrechnung, NWB Steuer und Studium, 2014, 
S.269-274

�� Übertragung stiller Reserven in der Steuerbilanz - § 6b 
Abs.1 EStG und R 6.6 EStR, NWB Steuer und Studium, 

2014, S.334-343
�� Übertragung stiller Reserven in der Steuerbilanz nach § 6b 

Abs.10 EStG, NWB Steuer und Studium, 2014, S.391-398
�� Übertragung stiller Reserven nach § 6b EStG zwischen verschie-

denen Betrieben, NWB Steuer und Studium, 2014, S.483-488
�� Betriebliche Altersvorsorge – Steuerliche Beurteilung aus Ar-

beitnehmersicht, NWB Steuer und Studium, 2014, S. 512-518
�� Pauschalierung der Lohnsteuer nach §§ 40 ff. EStG, NWB 

Steuer und Studium, 2014, S.610-617
�� Wertminderung in der Handels- und Steuerbilanz, NWB Steuer 

und Studium, 2014, S.700-706
�� Betriebsveranstaltungen – Altregelung bis zum 31.12.2014 vs. Neu-

regelung seit 1.1.2015, NWB Steuer und Studium, 2015, S.83-86
�� Verbindlichkeiten und Forderungen in fremder Währung, 

NWB Steuer und Studium, 2015, S.206-214

Jörg Dürrschmidt
�� Globalization and Existential Inequality - the Precariousness of 

Belonging‘, A.Lenger and F.Schumacher (eds) Understanding 
the Dynamics of Global Inequality: Social Exclusion, Power 
Shift, and Structural Changes, 2015, S.269-284

Guido Philipp Ernst
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